
Die Wirtschaftsforschungs-
�institute gehen auch hier-
zulande von einem mage-
ren „Wachstum“ aus. Das 
Problem der Wirtschaft ist 
nicht, dass sie kein Geld 
hat, sondern dass sie nicht 
weiß, wo sie es profitbrin-
gend investieren soll. Ei-
ne Lösung ist Spekulation, 
eine andere – neue Märkte. 
Und diese finden sich in all 
jenen Bereichen, die noch 
öffentlich sind. Seit den 
1980ern sind wir mit dem 
Ausverkauf staatlicher Be-
triebe und öffentlicher 
Leistungen konfrontiert, 
intensiviert ab 2000 unter 
schwarz-blau. 

Mit dem Argument der 
Schuldenrückzahlung ist 

nun mit weiteren massi-
ven Kürzungen öffentli-
cher Leistungen zu rech-
nen, mit weiteren Fremd-
vergaben und Veräuße-
rungen. Das wird immer 
mehr Bereiche betreffen 
und tritt in unterschied-
lichen Formen auf: Ver-

kauf, Ausgliederung, Aus-
lagerung (Fremdvergabe) 
oder Kürzungen. Wenn 
z.B. Nebenbahnen gekürzt 
werden bzw. öffentliche 
Einrichtungen zu wenig 
Geld haben, um ihre Leis-
tungen erbringen zu kön-
nen, ist Platz für den pri-
vaten Anbieter. Wer es 
sich leisten kann, nimmt 
diese Leistungen dann 
von Privaten in Anspruch, 
die anderen bleiben auf 
der Strecke. Privatschu-
len, Elite-Unis und priva-
te Gesundheitsversorger 
sowie private Versiche-
rungen machen gute Ge-
schäfte, während immer 
mehr Menschen mangel-
haft oder gar nicht Bil-

dung, Gesundheits- und 
Altersversorgung zur Ver-
fügung haben. 

Bei Energie,� Wasser, Ka-
nal, Müllabfuhr ist schon 
viel ausgegliedert, aber 
öffentliche Anteile kön-
nen verkauft werden. Der 

Fantasie sind keine Gren-
zen gesetzt: Wasser, öf-
fentlicher Grund und Bo-
den, öffentliche Verwal-
tung, genetisches Material, 
Luft… profitabel verwertet 
kann alles werden, wenn 
es in privatem Eigentum 
steht. Von Privatisierung 
profitieren die wenigen, 
die ohnehin viel haben. 
Und PolitikerInnen, die so 
nebenbei „mitschneiden“. 
Denn Leistungen werden 

teurer, schlechter und un-
sicherer. Und die Arbeits-
bedingungen mieser. Ei-
ne kommende Privatisie-
rungswelle ist nur eine 
weitere Facette im Ver-
such, die Kosten der Kri-
se auf uns abzuwälzen. 
Und muss daher auf allen 
Ebenen zurückgeschlagen 
werden!

	 Helga Schröder

Die SLP fordert:
FF 	Keine Privatisierungen 
– egal in welcher Form!
FFVergesellschaftung 
der Schlüssel- und 
Infrastrukturbetriebe 
unter demokratischer 
Kontrolle und Verwal-
tung von Beschäftigten 
und KonsumentInnen
FF Öffentliches Investi-
tionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung, 
Verkehr und Wohnen
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Öffentliche Leistungen gehören 
denen, die sie brauchen: Allen!

Wiener Charta: Viel Lärm um nichts 
Mit riesigem Medienaufwand� wurde die „Wie-
ner Charta“ gestartet. Tatsächlich gibt es 
nichts mitzuentscheiden, das wird wieder 
mal von von oben eingesetzten „ExpertIn-
nen“ gemacht. Und die wirklich heiklen The-
men – nämlich soziale Fragen – sind erst gar 
nicht dabei. Mit Demokratie oder Integration 
hat das ganze also wenig zu tun.	               Seite 2

Irland: Nein zur Haushaltssteuer!
Die irische Regierung� versucht die Forderungen 
der EU-Troika mit der Einführung neuer Mas-
sensteuern zu erfüllen. Doch gegen die neue 
Haushaltssteuer gibt es breiten Widerstand. 
Rund 50% weigern sich zu bezahlen. Stephen 
Boyd von der Socialist Party aus Irland berich-
tet über den Kampf gegen die Haushaltssteuer 
und gegen den Fiskalpakt. 	              Seite 12

Schwerpunkt
Die jetzige Jugend� droht in 
der Krise zur verlorenen 
Generation zu werden. 
Doch gegen die fehlen-
den Zukunftsperspekti-
ven gibt es weltweit star-
ke Jugendproteste.   

Seiten 7-10
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sind Grundrechte
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von Sonja Grusch� Ich esse gerne 
Eis. An die jährliche Preiserhö-
hung von 10 Cent hab ich mich 
gewöhnt. Und irgendwie krieg 
ich auch immer weniger Eis für 
mein Geld. Das ist sicher är-
gerlich, werden manche mei-

nen, aber es gibt nun wirklich größere Probleme. Jein. 
Denn die Eis-Preissteigerung ist nur eine von Vielen. 
Auch Wohnen, Lebensmittel und Güter des täglichen 
Bedarfs werden teurer. Und auf die kann Mensch we-
niger leicht verzichten. Die Unternehmen versuchen 
ihre Profite zu erhalten. Wird weniger gekauft, weil 
die Menschen weniger Geld haben, steigen die Preise. 

Auch der lange erwartete, medial gehypte und in der 
Praxis eher missglückte Börsengang von Mark Zu-
ckerbergs Facebook ist ein weiteres Indiz dafür, dass 
wir von Aufschwung und echter wirtschaftlicher Er-
holung weit entfernt sind. Nach den „faulen Griechen“ 
sind nun die „faulen Österreicher“ schuld. Denn u.a. 
fordert Veit Sorger, Noch-Chef der Industriellenverei-
nigung (IV), dass hierzulande vier Jahre länger gear-
beitet werden soll. Wo – ohne Arbeitszeitverkürzung 

– die zusätzlichen Jobs herkommen sollen, erklärt er 
nicht. Sein Modell funktioniert nur, wenn gleichzei-
tig die Löhne und Gehälter gekürzt werden. Also noch 
weniger Geld für noch weniger Eis...

Für einen späteren Pensionsantritt spricht sich auch 
der neue Chef des Wirtschaftsforschungsinstitutes IHS, 
Christian Keuschnigg, aus. Die Fortsetzung der Poli-
tik, die die Reichen immer reicher macht und uns die 
Kosten der Krise aufbürdet, wird also von Wirtschaft 
und „ExpertInnen“ gefordert. Und von der Regierung 
auch umgesetzt. Dass nur mehr 18% Vertrauen in die-
se haben, ist Ausdruck dafür. Brot- und Bierpreise ha-
ben Revolutionen ausgelöst. Der Eispreis wird es zwar 
nicht sein, aber wir wollen uns auch nicht aufs nack-
te Brot runterdrücken lassen, sondern fordern Butter, 
Wurst und Käse auch noch drauf!

Wien� ist eine multikul-
turelle Stadt. Das ist so. 
Rechte Parteien sehen da-
rin die Wurzel allen Übels. 
Sie meinen, dass Men-
schen unterschiedlicher 
Herkunft nicht reibungs-
los zusammenleben kön-
nen. Deswegen brauche es 
Regeln und Gesetze, die die 
Menschen in ein gemein-
sames „Zusammenleben“ 
zwingen. Das nennt sich 
dann „Integration“. Mit 
der Wiener Charta springt 
die rot-grüne Stadtregie-
rung auf den Zug auf. Aber 

wenn es keinen Wettlauf 
um leistbare Wohnungen 
und Jobs gibt, wenn Men-
schen auf gleichberechtig-
ter Basis zusammenleben, 
arbeiten, lernen, spielen 
und ihre Freizeit verbrin-
gen - dann braucht es kei-
ne solche „Integration“. 
Die wird genau durch die-
se Regeln und Gesetze ver-
hindert. Armut in Wien ist 
nicht die Schuld von Mi-
grantInnen, sondern der 
Politik der letzten Jah-
re. Und genau das will die 
Stadtregierung verdecken!

Integration 
per Gesetz?

Volksabstimmung 
zu verkaufen

Von Eis, Zuckerberg
und belegten Broten
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Die Politik� zeigt sich unfä-
hig auf die Krise oder die 
Probleme und Bedürfnis-
se der Menschen zu reagie-
ren. Stattdessen sichert sie 
die Privilegien der Reichen 
und der eigenen Bereiche-
rung. Die Wiener Charta 
ändert daran nichts und hat 
mit Mitbestimmung nichts 
am Hut. So versucht sich 
die FPÖ als Partei für „De-
mokratie“ zu präsentie-
ren. Doch ihre Forderungen 
nach Volksabstimmungen 
sind genauso Ablenkungs-
manöver. Sie will Volksab-

stimmungen um ihre ras-
sistische Hetze „demokra-
tisch“ zu legitimieren. Doch 
Volksabstimmungen ge-
ben uns nicht die Möglich-
keit über Lohnerhöhun-
gen, Sparpakete etc. zu ent-
scheiden. 1995 wurde über 
den EU-Beitritt abgestimmt. 
Mit einem Millionen-Bud-
get wurden viele Menschen 
getäuscht und belogen. Das 
gleiche sehen wir bei vie-
len Abstimmungen in der 
Schweiz. Wie sonst könnten 
Menschen gegen mehr Ur-
laub stimmen?

Mit riesigem� Medienauf-
wand wurde die „Wiener 
Charta“ gestartet. Es ist ei-
nes der ganz großen Pres-
tige-Projekte der rotgrü-

nen Stadtregierung. Da-
bei geht es um Richtlinien 
für das Zusammenleben in 
Wien. Es gibt also offen-
bar Probleme. Das dürfte 
für die meisten Menschen 
nichts Neues gewesen sein, 
aber für die Stadtregierung 
schon. Gründe für Unmut 
gibt es viele: rasant steigen-
de Mieten, Demokratieab-
bau, Arbeitslosigkeit, kaum 
Lohnerhöhungen, stei-
gende Gebühren bei Was-
ser, Kanal, Müll etc. Dage-
gen will die Stadtregierung 

nichts machen und hat 
deswegen die Wiener Char-
ta aus dem Hut gezaubert.

Was ist jetzt die Wie-
ner Charta? Im Grunde 

nichts anderes als Stamm-
tischdiskussionen unter 
Aufsicht der Stadtregie-
rung. Zuerst wurden The-
men gesammelt, die jetzt 
diskutiert werden kön-
nen und anschließend von 
von oben ernannten „Ex-
pertInnen“ zu Regeln zu-
sammengefasst werden. An 
zwei Punkten zeigt sich die 
Arroganz der Politik. Ers-
tens sind alle Forderungen 
und Anregungen an die Po-
litik und Verwaltung von 
der Charta ausgenommen. 

Und zweitens dürfen wir 
zwar Themen einreichen 
und diskutieren, aber nicht 
mitbestimmen was letzt-
lich in der Charta steht! Das 

dann als das „größte Bür-
gerInnenbeteilungspro-
jekt“ zu bezeichnen zeigt, 
wofür Rot-Grün wirklich 
steht! Sie sind eben keine 
Alternative zur neolibera-
len Spar- und Demokra-
tieabbaupolitik. Ihr De-
mokratie- und Politikver-
ständnis beschränkt sich 
letztlich auf Hundstrüm-
merln und Leberkäse. Wir 
wollen aber gerade da mit-
reden bzw. selbst entschei-
den, wo uns die Charta 
nicht lässt! Albert Posnanksi

Viel Lärm um nichts

Hundstrümmerl im Park, Leberkäs-Semmerl in 
den Öffis – mehr traut Rot-Grün uns nicht zu!
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In regelmäßigen� Abstän-
den attackiert die FPÖ ei-
nen Kindergarten mit ge-
schlechtssensiblem Schwer-
punkt in Wien 15. Per Aus-

sendungen wurden alle 
Haushalte im Bezirk im Ok-
tober 2011 vor dem „Gen-
der-Experiment“ gewarnt, 
und in der Gratiszeitung 
Heute wurde die Kritik der 
FPÖ an der Förderung für 
den „schrägen“ Kindergar-
ten abgedruckt.

Die Hetze der FPÖ gegen 
geschlechtssensible Ansät-
ze in der Kleinkindpäda-
gogik ist Teil ihrer Ideolo-
gie, die auch von Barbara 
Rosenkranz in ihrem Buch 
„MenschInnen. Gender 

Mainstreaming – auf dem 
Weg zum geschlechtslosen 
Menschen“ dargelegt wird 
und die Gefahr der Aus-
löschung des biologischen 

Geschlechts heraufbe-
schwört. Mit einer Frauen-
an-den-Herd-Propaganda 
ist die Hetze gegen Homo-
sexuelle, gegen nicht-öster-
reichische Kinder und ge-
gen Feministinnen verbun-
den, die auch Verbindungen 
zur Väterrechtsbewegung 
hat. Ziel ist, dass Mädchen 
und Buben von klein an auf 
die ihnen zugeschriebenen 
Rollen als fürsorgliche Ver-
sorgerinnen und durchset-
zungsstarke Ernährer vor-
bereitet werden.

Leider wird ein erweiter-
tes Rollenbild für Mädchen 
und Buben in Kindergärten 
viel zu wenig ermöglicht. 
Mädchen und Buben sollen 

eine Individualität abseits 
eines engen Rollenschemas 
entwickeln können: Nicht 
nur Prinzessin sein dür-
fen, sondern auch Super-
heldin, als Bub eine Pup-
pe haben dürfen und nicht 
nur mit Bausteinen spie-
len können und Möglich-
keiten zulassen, aus denen 
auch Neues, Unerwarte-
tes entstehen kann. Sand-
ra Haas, die Leiterin des ge-
schlechtssensiblen Kinder-
gartens „fun & care“ weist 
darauf hin, dass auch die 

Personalstruktur wichtig 
ist, damit Kinder männli-
che und weibliche Vorbil-
der haben können. Derzeit 
liegt der Männeranteil in 

Österreichs Kindergärten 
bei nur 0,6 %. 

Nötig sind eine Aufwer-
tung von Ausbildung und 
Beruf (Anhebung der Ge-
hälter, mehr Vorberei-
tungszeit, Verkürzung der 
Arbeitszeit) und eine Auf-
wertung der geschlechts-
sensiblen Pädagogik in der 
Ausbildung sowie mehr 
Ressourcen, um diese An-
sätze im Kindergartenall-
tag leben zu können.

Claudia Sorger

 
Von rechten Anwälten

Im Prozess gegen 
Küssel & Co. ist auch 
der sie verteidigende 
Anwalt Herbert Ohr-
lich kein unbeschrie-
benes Blatt. Er ist Mit-
glied der schlagenden 
Burschenschaft Teu-
tonia (Ziel: „Pflege von 
... völkischem Wesen“) 
die Ende der 1980er/
Anfang der 1990er 
Jahre enge personel-
le Überschneidungen 
mit der Neonazi-Grup-
pe VAPO hatte. Küssel 
war VAPO-Führer.

Ohrlichs Aktivitä-
ten ging über die blo-
ße Mitgliedschaft bei 
der Teutonia hinaus: 
Als der selbst schon 
weit rechte RFS 1987 
mit dem rechts-außen 
Reinhold Oberlercher 
eine Veranstaltung im 
Wiener Juridicum or-
ganisierte, war Ohr-
lich Teil des Saalschut-
zes (auch dabei: Martin 
Graf). Küssel war auch 
bei der Veranstaltung...

Im Prozess gegen den 
Gaska m mern-Leug-
ner Honsik war Ohr-
lich dessen zweiter 
Verteidiger. Nummer 1 
war der bekannte Neo-
nazi-Anwalt Herbert 
Schaller. Offensicht-
lich will Ohrlich in die 
rechten Fußstapfen des 
knapp 90ig Jährigen 
treten. Ohrlich setzt 
übrigens laut seiner 
Homepage auf „Krea-
tive Konfliktlösung“ - 
vielleicht war das Zei-
gen des Hitlergrußes 
im Küsselprozess ja ein 
Beispiel, was er sich 
darunter vorstellt?!

Auch sonst finden 
sich unter den Juris-
tInnen viele rechte Re-
cken. Da ist Martin Graf 
selbst, Olympe und 3. 
Nationalratspräsident 
für die FPÖ. Oder Mi-
chael Witt, Parteian-
walt der FPÖ der auch 
Graf immer wieder 
vertreten hat und Ende 
der 1970er Jahre bei der 
Neonazi-Gruppe ANR 
war. Sogar der ehema-
lige Generalsekretär 
der Österreichischen 
Rechtsanwaltskammer 
Alexander Christian ist 
einschlägig bekannt...

Der rechte Rand

Nach 1945� wurde bis zu ei-
nem Drittel der Industrie 
in Österreich verstaatlicht. 
Seit den 1980er Jahren 
wurden die meisten ganz 
oder teilweise privatisiert, 
darunter unter anderen: 

OMV AG, VA Tech AG, 
Böhler-Werke,  
VOEST-Alpine Stahl AG, 
VAMED, AT&S, Austria 
Metall AG, Austria Tabak, 
Telekom Austria und  
österreichische Post,  
Österreichische Staats-
druckerei, Dorotheum

Ausverkauf auch in Wien:� 
Getarnt als „Ausgliede-
rung“ geht’s Richtung 
Privatisierung: Wiener Li-
nien, Wien Gas, Fernwär-
me, Bestattung Wien; Ge-
meinde-Krankenanstal-
ten, Wiener Wohnen und 
durch die Gründung des 
Fonds Soziales Wien. Die 
Folgen für die Beschäfti-
gen sind u.a. niedrigere 
Einstiegsgehälter v.a. bei 
neuen Verträgen. Bei den 
Wiener Linien z.B. gibt es 
Lohneinbußen von bis zu 
25%, im Kulturbereich 

durch Kurzzeitverträge 
bis zu 100.-/Monat. Durch 
steigenden Arbeits- und 
Erfolgsdruck in Folge der 
Gewinnorientierung wird 
die Zeit für bestimmte Tä-
tigkeiten reglementiert: 
wie lange darf man aufs 
WC gehen, wie lange darf 
es dauern bis PatientIn-
nen von A nach B gebracht 
werden. Die Tagessätze 
im Pflege- und Behinder-
tenbereich sind gesunken 
und die Burn-out-Rate im 
Sozial- und Gesundheits-
bereich liegt bei 30%.

Folgen� am Beispiel Post 
Privatisierung der letzten 
10 Jahre: 
FF Reduzierung der 
Verteilerzentren 
von 36 auf neun
FFVerringerung der 
Vertriebszentren 
von 1.880 auf 320
FF von der Bahn wurde 
auf LKW umgestellt
FF die Anzahl der 
Postämter wurde um 
43% reduziert, also 
minus 951 Filialen.
FF JedeR fünfte Mitarbei-
terIn verlor den Job

Alles muss raus – Ausverkauf der Zukunft

Die Hetze der FPÖ richtet sich gegen „Sozialschmarotzer“, 
„Ausländer“, „Islamisten“ und den „Genderwahn“. 

Weil ich ein Mädchen bin?
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1934� gab es in den USA 
drei wichtige Streiks, 
die die gesamte Ar-
beiterInnenbewegung 
veränderten. Einer 
fand unter den LKW-
Fahrern und Lagerar-
beitern der Teamster-
Sektion 574 in Minne-
apolis statt. Er wurde 
von TrotzkistInnen der 
Kommunistischen Liga 
von Amerika (CLA) an-
geführt. Der Streik war 
v.a. wegen seiner sozia-
listischen Führung er-
folgreich und weil die 
gesamte ArbeiterIn-
nenklasse von Minne-
apolis vereinigt wer-
den konnte. Auch Frau-
en spielten eine wich-
tige Rolle. Im Mai 1934 
übernahmen Arbeite-
rInnen die Kontrolle 
der Straßen und Plät-
ze. Die herrschende 
Klasse setzte die Polizei 

ein. Es kam zu offenen 
Kämpfen, in denen sich 
die ArbeiterInnen mit 
Schlagstöcken gegen 
die Polizei wehrten, sie 
zurückdrängten und 
fast alle Warenlieferun-
gen in der Stadt lahm-
legten. Die CLA unter-
stütze den Streik mas-
siv. Die Gewerkschafts-
zeitung The Organizer 
wurde zur Tageszei-
tung umgewandelt, um 
die Lügen der Zeitun-
gen der herrschenden 
Klasse zu bekämpfen. 
Sogar nachdem zwei 
Streikende ermordet, 
die Streikführung ver-
haftet und 4.000 Na-
tionalgardisten einge-
setzt wurden, weiger-
ten sich die ArbeiterIn-
nen zurückzuweichen. 
Die Bosse wurden ge-
zwungen, die Gewerk-
schaft anzuerkennen 
und die Löhne für tau-
sende Beschäftigte zu 
erhöhen. Dieser Sieg, 
der ohne die CLA nicht 
möglich gewesen wä-
re, inspirierte Arbei-
terInnen international 
und ist ein klares Bei-
spiel wie ArbeiterIn-
nen Kämpfen und Ge-
winnen können, sogar 
zu Zeiten einer Depres-
sion!

Brett Hoven

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Die ganze Palette:
Vom Gespräch bis zum Streik
So heißt� eine von work@so-
cial bei der Gewerkschaft 
GPA.djp herausgegebene 
Broschüre. In ihr sind vie-
le nützliche Informationen 
gesammelt, wie Arbeit-
nehmerInnen sich im Be-
trieb organisieren können. 
Augenmerk wird dabei 
auf den Aufbau demokra-
tischer Strukturen gelegt. 
So wird u.a. geschrieben: 

„Mit Fug und Recht ha-
ben viele KollegInnen die 
StellvertreterInnenpolitik 
satt, die ihnen vorgaukelt, 
in ihrem Interesse zu han-

deln und dieses dabei oft-
mals mit Füßen tritt.“

Die Broschüre gibt Hil-
fen, wie man dies ändern 
kann, etwa über den Auf-
bau einer Betriebsgrup-
pe. Im Streikfall wird die 
Notwendigkeit demokra-
tischer Abstimmungen im 
Rahmen von Betriebsver-
sammlungen über Ver-
handlungskompromisse 
unterstrichen.

Großer Schwachpunkt 
ist der Abschnitt über die 
politischen Interventionen 
der Gewerkschaft. Hier 

wird vermittelt, dass dro-
hende Sozialkürzungen 
über Gespräche zwischen 
ÖGB-Spitze und SPÖ ab-
gewendet werden könnten. 
Das Gegenteil ist der Fall. 
Immer öfter blockiert der 
ÖGB Streiks, um den In-
teressen der SPÖ nicht zu 
schaden. Dringend nötig 
ist der Aufbau einer kämp-
ferischen Gewerkschafts-
politik von unten – und 
eines neuen politischen 
Partners der Gewerkschaft, 
einer neuen ArbeiterIn-
nenpartei.	 Christian Bunke

Jahrzehntelang� war es Teil 
österreichischer Gewerk-
schaftstradition, dass die 
jährlichen Gehaltsab-
schlüsse meistens zu nied-

rig und ohne Auseinan-
dersetzungen auf der Stra-
ße erreicht wurden. Ein 
Blick auf die heurigen Kol-
lektivvertrags-Verhand-
lungen zeigt: Diese poli-
tische (Un-)„Kultur“ ist 
Geschichte, auch in der 
Werbungs- und Markt-
kommunikationsbranche.

Mit einem „Angebot“ 
der ArbeitgeberInnenseite 
unter der Inflationsgren-
ze von 3,3% ging die letz-
te Verhandlungsrunde im 

Dezember zu Ende. Seither 
war kein Verhandlungs-
termin mehr zu bekom-
men. Wieso?

Unsere Branche ist 

schwach organisiert. Es 
gibt wenige Gewerk-
schaftsmitglieder und 
kaum Kampferfahrung. 
Dazu kommt ein hoher 
Anteil an prekär Beschäf-
tigten ohne arbeitsrecht-
liche Absicherung. Offen-
sichtlich wollen die Unter-
nehmen diese Schwäche 
ausnutzen um eine Null-
lohnrunde durchzusetzen. 

Viele KollegInnen wol-
len das nicht länger hin-
nehmen. Auf einer Be-

triebsrätInnenkonferenz 
im Mai wurden Aktionen 
beschlossen, sollte es kei-
ne weiteren Verhandlun-
gen geben bzw. die Unter-

nehmen den wesentlichen 
Forderungen nicht nach-
kommen. Dazu gehört ei-
ne Gehaltserhöhung, die 
die finanzielle Situation 
trotz massiver Preissteige-
rung spürbar verbessert. 
In vielen Betrieben über-
steigen die tatsächlichen 
Gehälter die niedrigen KV-
Mindestgehälter, wodurch 
die jährlichen Gehaltsab-
schlüsse von den Überzah-
lungen „aufgesogen“ wur-
den. Eine unverzichtbare 

Forderung ist daher, dass 
sich Gehaltsabschlüsse ab 
sofort auf die tatsächlichen 
Gehälter auswirken.

Um echte Gehaltserhö-
hungen und Verbesserun-
gen wie Arbeitszeitver-
kürzung durchzusetzen, 
müssen wir kampffähig 
werden. Es braucht ge-
meinsame öffentliche, so-
wie innterbetriebliche Ak-
tionen, bis hin zu Streiks.

Als ArbeitnehmerInnen 
riskieren wir dabei oft viel. 
Daher ist es wichtig, dass 
alle Betroffenen mitent-
scheiden können. Dies gilt 
auch für Verhandlungser-
gebnisse. Sie müssen vor 
Abschluss einer Urabstim-
mung in den Betrieben un-
terzogen werden.

Irene Müller,  
Betriebsratsvorsitzende 

Wohnservice-Wien

Auch in der Werbungsbranche verschleppen
Unternehmen die KV-Verhandlungen!

Kämpfen statt warten
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„Die Polizei� hat die Stadt 
übernommen“, hall-
te es durch den Bahnhof, 
„Fight back“, durch die 
Straßen. 16.-19. Mai: Für 

diesen Zeitraum hatte das 
Blockupy–Bündnis (linke 
Organisationen und Ge-
werkschaften) zu einer 
Mischung aus Besetzung, 
Blockade und Demonstra-
tion gegen das Spardiktat 
der Troika in der Banken-
metropole Frankfurt auf-
gerufen.

Trotz massiver Re-
pression beteiligten sich 
CWI-AktivistInnen aus 
Deutschland, Österreich 
und Italien an den Pro-

testen. Wir mussten be-
merken, wie schnell der 
Rechtsstaat in der Krise 
demokratische Grundfrei-
heiten abbaut und die Pro-

teste verbot. Tausende Po-
lizistInnen hielten Klein-
gruppen auf, kontrollier-
ten Taschen und Pässe. Es 
war unmöglich, auf dem 
Weg zu Aktionen politi-
sche Meinungen auszutau-
schen, ja sogar „links aus-
zusehen“ konnte ein Platz-
verbot zur Folge haben. 

Allerdings ließen sich 
die zahlreichen Demonst-
rantInnen nicht von ihrem 
Ziel abbringen, im Gegen-
teil. Jeden der Aktionsta-

ge konnten wir nutzen um 
auf die Bedrohung durch 
den Fiskalpakt aufmerk-
sam zu machen. Dem Po-
lizeiaufgebot konnten wir 

mit friedlichem Protest 
den Wind aus den Segeln 
nehmen.

Nachdem sich auch vie-
le FrankfurterInnen von 
der Polizeipräsenz irritiert 
fühlten und sich der gro-
ßen Abschlussdemonst-
ration durch das Banken-
viertel anschlossen, konn-
ten insgesamt etwa 30.000 
Leute mobilisiert werden, 
die ein Zeichen gegen den 
Kapitalismus setzten.

Gabriel Winkelmüller

Trotz Repression: Blockupy!

30.000 Menschen demonstrieren  
gegen Krise und Kapitalismus

Seit 1890� ist der 1. Mai der 
Kampftag der internatio-
nalen ArbeiterInnenbewe-
gung. Millionen gehen auf 
die Straßen und kämpfen 
für einen höheren Lebens-
standard – die erste For-
derung der Maiaufmär-
sche war der Acht-Stun-
den-Tag. Die Aufmärsche 
der SPÖ werden seit Jahren 
immer kleiner, älter und 
unpolitischer. Gerade in 
Linz ist das kein Wunder. 
Denn hier verspekuliert sie 
Steuergelder, kürzt Bud-
gets und führt die Stadt-
wache ein. ArbeiterInnen 
und Jugendlichen ist klar, 
dass die SPÖ nicht mehr 
ihre Partei ist. Die FPÖ will 
das Vakuum füllen und 
gibt sich in vielen Forde-
rungen sozial.

Symbolisch dafür ist 
Straches jährlicher Auf-
tritt am 1. Mai in der Stahl-
stadt. Er greift dabei sozia-
le Probleme wie Inflation, 
Wohnungsnot & Arbeitslo-
sigkeit auf und schiebt die 
Verantwortung „den Aus-
ländern“ zu. Damit punk-
tet die FPÖ vor allem auf 
Wahlebene. Ihr wahres Ge-
sicht zeigt sie immer dann, 
wenn sie mit entschei-
det – wie in der FPÖVP-
Regierung ab 2000 – oder 
wenn sie Kürzungen aus 
der (Schein-)Opposition 
mit trägt. 2011 waren das 
in Oberösterreich z. B. die 
Kürzung des Linzer Magis-
tratsbudgets und die Kür-
zung der Lohnerhöhungen 
für Gemeindebedienstete 
sowie die Spitalsreform.

Die FPÖ ist nicht die 
Partei der österreichi-
schen ArbeiterInnen, son-
dern steht für noch schär-
fere Kürzungen, Korrupti-
on und Sozialkahlschlag. 
Strache-Veranstaltungen 
sind immer auch Treff-
punkt der Naziszene. Ehe-
malige VAPO- und BFJ-
AktivistInnen organisie-
ren sich legal in der FPÖ 
und sitzen auf FPÖ-Man-
daten. Im Umfeld von 
FPÖ-Aktionen kommt es 
oft zu Übergriffen auf Lin-
ke und MigrantInnen. Ver-
antwortlich für Krise und 
soziale Probleme sind aber 
nicht MigrantInnen, son-
dern Banken, Großkon-
zerne und ihre Marionet-
ten in der Politik. Die FPÖ 
will ArbeiterInnen gegen-
einander ausspielen und so 
verhindern, dass wir uns 
gemeinsam wehren. 

Deshalb hat die SLP� am 1. 
Mai in Linz einen anti-
faschistischen Maiauf-
marsch gegen die FPÖ. 
Andere linke Organisa-
tionen haben sich heu-
er (noch?) nicht beteiligt, 
sondern lieber ein Pick-
nick veranstaltet. Die De-
mo selbst war klein aber 
umso kämpferischer. Bei 
der Kundgebung in Ur-
fahr gab es dann viele po-
sitive Rückmeldungen von 
PassantInnnen: „Gut, dass 
endlich jemand gegen die 
Rechten mobilisiert – nur 
schade, dass ihr die einzi-
gen seid!“

	 Flo Klabacher

Strache raus!  
Erst recht am 1. Mai!

Nazis von der Straße fegen, 
auf allen ihren Irrwegen
Am 8. Mai,� dem Feiertag 
des Endes des Naziregimes, 
versuchten Burschen-
schafter erneut, mit ihren 
schmissverzierten Gesich-
tern ein ewiggestriges "To-
tengedenken" zu veran-
stalten. Strache verzichte-
te heuer auf die Teilnahme. 
Wie im letzten Jahr sowie 
beim WKR-Ball konnte ih-
nen durch große Mobilisie-
rungen der „HeldInnen-
platz“ teilweise abgerungen 
werden. Die Demonstrati-
on des linken Bündnisses 

"Offensive gegen Rechts" 

zählte 1500 Leute. Durch 
die Mobilisierung wurden 
auch SPÖ, Grüne und IKG 
zumindest zu einer kleinen 
Kundgebung aufgerüttelt. 
Die Regierung war heu-
er erstmals (!) genötigt, das 
Burschenschaftertreiben 
klar zu verurteilen. Bedau-
erlich, dass SPÖ, Grün und 
IKG den Platz verließen, 
bevor die Burschis kamen 

– hunderte, v.a. Jugendliche 
– bereiteten ihnen dennoch 
eine laute Absage.
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Termin des Monats
Neue ArbeiterInnenpartei

Knapp 50 % sind bereit, 
bei kommenden Wah-
len für eine neue Partei 
zu stimmen. Zur Zeit do-
minieren Piraten, Stron-
ach und Online-Projekte. 
Gebraucht wird aber ei-
ne Partei für ArbeiterIn-
nen und Jugendliche, die 
sozialistische Antworten 
auf die Krise hat. In vie-
len Ländern gibt es da-
für Ansätze, nur in Ös-
terreich gibt es noch (!) 
nichts.

Diskussionsveranstaltung 
mit Claus Ludwig,  
Stadtrat Die Linke aus Köln
Mittwoch, 20. Juni, 19 Uhr
Pizzeria „La Piazza“, 
Wien 20, Gaussplatz 7
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Im kapitalistischen� System 
wird alles zur Ware ge-
macht, dem kann sich auch 
der Sport nicht entziehen. 
190 Millionen Euro wur-
den in Polen in den Bau EI-

NES Stadions gesteckt. Da-
für muss die Bevölkerung 
jetzt Einsparungen im Bil-
dungs- und Gesundheits-
wesen hinnehmen. Profit 
machen UEFA und einzel-
ne Unternehmen. Die Be-
völkerung muss dafür be-
zahlen und soll sich auf das 
„einzigartige Event“ in ih-
rem Land auch noch freu-
en. Das tun viele Menschen 
in Polen jedoch nicht. 
Zahlreiche Protesten sind 
während der EM geplant.

In der Ukraine ist die Si-
tuation keine wesentlich 
andere. Ein Viertel der Be-
völkerung lebt unter der 
Armutsgrenze, demokra-
tische Rechte werden mit 

Füßen getreten. Die EM 
sollte eine Imagekampag-
ne für die Regierung wer-
den, um von den Missstän-
den abzulenken. Jetzt ha-
ben einige EU-Politiker
Innen einen Boykott des 
Events angekündigt. Sie 
wollen erreichen, dass die 
Haftbedingungen der in-
haftierten Oppositionspo-
litikerin Julija Timoschen-
ko verbessert werden. Wa-
rum fordern sie das? Ti-
moschenko ist um nichts 

besser als der ukrainische 
Staatschef Janukowitsch 
und europäische Politike-
rInnen haben auch sonst 
kein Problem, mit Dikta-
torInnen und VertreterIn-

nen der ukrainischen Re-
gierung an einem Tisch zu 
sitzen. Die Handelsbezie-
hungen zur Ukraine sind 
auch nicht beeinträchtigt. 
Dass Janukowitsch die Uk-
raine zurück in die Dikta-
tur führt, ist der EU herz-
lich egal, solange die Öl-
versorgung nicht gefährdet 
ist. Timoschenko vertritt 
einen Wirtschaftskurs, der 
den europäischen Interes-
sen mehr entgegen kommt, 
darum die Unterstützung. 

Unter der Regierung Ja-
nukowitsch leidet vor al-
lem die ukrainische Be-
völkerung. Seit Jahren – 
und auch in der „orangen 
Revolution“ 2004 – miss-

brauchen Timoschen-
ko und Janukowitsch den 
Wunsch der Menschen in 
der Ukraine nach Demo-
kratie und einem besse-
ren Leben für ihr eige-
nes Match um Macht und 
wirtschaftlichen Inter-
essen. Das wird sich erst 
ändern, wenn eine neue 
Mannschaft – das Team 
der ArbeiterInnenklasse – 
das Spielfeld betritt.

	 Margarita Döller
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Kommt der Mai,� werden 
wir alle wieder bombar-
diert mit Diät-Tipps, Bi-
kini-Figuren und weiß 
der Geier, was noch. Je-
des Jahr aufs Neue muss 
der „Winterspeck“ weg, 
frau muss sich „straf-
fen“, um in der Badesai-
son aussehen zu können 
wie ein Werbeplakat. 
Aber warum?

Die Diätindustrie 
macht Millionen mit 
den Körperunzufrie-
denen. Wer es mit den 
bestenfalls halbnützli-
chen „Tipps“ aus Ma-
gazinen nicht schafft, 
sucht bald die Hilfe von 
professionellen Ernäh-
rungsberaterInnen - die 
gerne mal über 100 € die 
Stunde verlangen. Oft 
müssen zusätzlich noch 
Nahrungsergänzungs-
mittel gekauft werden, 

deren Preis sich eben-
falls im zweistelligen 
Bereich befindet. Wer 
abnehmen will, kann 
das natürlich auch ohne 
teure Hilfe. Umso nä-
her aber die Badesaison 
rückt, umso verlocken-
der klingen Angebote 
für „garantiert schnel-
les Abnehmen um nur 
200 €“ oder Ähnliches. 

Dabei kommt – abge-
sehen vom unrealisti-
schen Schlankheitside-
al – das reale Problem 
des Übergewichts nicht 
von irgendwo: Bombar-
diert mit Werbung, un-
gesundes – weil billige-
res – Essen in Kantine 
und Schulbuffet. Und als 
Folge der Wirtschafts-
krise steht vielen Haus-
halten weniger Geld zur 
Verfügung. Das wird oft 
durch billigeres – und 
dabei meist ungesün-
deres – Essen ausgegli-
chen. Mit einem engen 
Budget ist die Wahl zwi-
schen einem Burger um 
2 € und einer ausgewo-
genen Mahlzeit um min-
destens 5 € nicht schwer. 
Es wird ein Teufelskreis 
geschaffen: Was wir am 
Essen sparen, wird uns 
auf der Suche nach der 
„Bikini-Figur“ wieder 
abgenommen. 

Lila Ramharter

Rote 
Seitenblicke 

Nachruf auf Ernst Hinterberger
Ernst Hinterberger� starb im 
Mai. Er schaffte es, be-
kannte Fernsehfiguren 
(Mundl, 5er, Trautmann 
usw.) zu erfinden und 
gleichzeitig linke Inhalte 
in die öffentliche Debatte 
zu bringen. Er war Kura-
toriumsmitglied des Do-
kumentationsarchiv des 
österreichischen Wider-
standes und als Fabrikar-
beiter auch Betriebsrat. Es 
ging ihm immer um den 
Kampf gegen soziales Un-
recht und gegen Rechtsex-
tremismus. Hinterberger 
stand links von der SPÖ. 

In den letzten Jahren 
war aber der politische 
Frust spürbar. In einem 
der letzten Trautman-
Krimis lässt Hinterberger 
seinen Kommissar sagen, 
dass er zwar kein Rechter 
sei, dass aber eine „neue 
Mauer“ gegen kriminel-
le Ausländer gut wäre. Der 
Antirassist Hinterberger 
meinte wohl, hier an der 
Stimmung unter Arbeiter
Innen ansetzen zu müssen. 
Im Gegensatz zu früheren 
Büchern schaffte er es aber 
nicht, den gemeinsamen 
Kampf von migrantischen 

und österreichischen Ar-
beiterInnen als Antwort 
zu formulieren. Ihm fehlte 
wohl die Auseinanderset-
zung mit Gleichgesinnten 
und eine starke linke Ar-
beiterInnenpartei. In Hin-
terbergers Roman „Kleine 
Leute“ und vielen anderen 
wird deutlich, dass er sich 
der Idee des Sozialismus 
verbunden fühlte und sich 
dafür engagierte – auch 
deshalb wird er fehlen.

Michael Gehmacher

EM: Es geht nicht nur um Fußball

Wenn das sportliche Event in den Hintergrund tritt und 
die Austragung auf Kosten der Bevölkerung geht.



Die Radikalität� eines sozi-
alen Problems lässt sich 
oft daran erkennen, dass 
selbst eingefleischt kon-
servative Zeitungen es 
nicht mehr leugnen. So 
titelte „Die Presse“ am 
22.5.2012: „Europa droht 
verlorene Generation“. Ju-
gendarbeitslosigkeit und 
Perspektivlosigkeit wer-
den schlimmer und deut-

licher. Seit 2011 stieg die 
Zahl der arbeitslosen Ju-
gendlichen in der EU um 
303.000 auf 5,5 Millio-
nen. Damit beträgt die Ju-
gendarbeitslosigkeit in der 
EU offiziell unglaubliche 
22,6% - Tendenz steigend.

In Österreich sind offizi-
ell 10% der unter 25 Jähri-
gen ohne Job. Das ist zwar 
unter dem Durchschnitt, 
bedeutet aber keineswegs, 
dass Österreich ein Para-
dies für Jugendliche wä-
re: 64% der Studierenden 

in Österreich leben unter-
halb der Armutsgrenze. So 
liegt die Abbruchquote an 
der Uni Wien bei ca. 20%. 
Mit der Wiedereinführung 
von Studiengebühren wird 
sich das noch verschlim-
mern. Viele hoffen, durch 
Bildung bessere Chancen 
auf einen echten Job zu ha-
ben. Entsprechend steigen 
auch die Studierendenzah-

len beständig. Die Unis wa-
ren immer schon knapp fi-
nanziert, mit dem Ansturm 
auf viele Studiengänge sind 
sie jetzt völlig überfordert. 
Daher versuchen sie die 
Studierenden raus zu ekeln: 
Mit „Knock-Out“ Prüfun-
gen und übervollen Lehr-
plänen besonders in den 
ersten Semestern wird ver-
sucht, die Studierenden-
zahl zu verringern.

Auch wer eine Aus-
bildung machen will ist 
oft nicht besser dran: Es 

herrscht akuter Lehrstel-
lenmangel. Ganze 700 
Lehrstellen vergibt die 
Stadt Wien 2012 – Bereits 
jetzt können „leider keine 
Bewerbungen mehr ange-
nommen werden“. Da Aus-
bildungsplätze knapp sind 
müssen viele einfach ir-
gendeine Ausbildung ma-
chen, auch wenn sie ei-
gentlich immer etwas ganz 

anderes machen wollten. In 
vielen Betrieben kommt die 
Ausbildung zu kurz: Lehr-
linge werden als billige Ar-
beitskraft missbraucht. 
Viele UnternehmerInnen 
erwarten als „Dankeschön“ 
für die Ausbildungsstelle 
unbezahlte Überstunden, 
Übernahmen werden dafür 
seltener, der Bund hat ei-
nen Aufnahme (=Übernah-
me-)stopp.

Während an den Schulen 
aus Geldmangel die Klas-
sengrößen steigen und zu 

wenig Material vorhan-
den ist bekommen Kin-
der aus reicheren Verhält-
nissen eine ausgezeichnete 
Ausbildung an Privatschu-
len. Gleichzeitig werden 
im Zuge des Sparpakets öf-
fentliche Schulen geschlos-
sen: Alleine in der Steier-
mark sollen 36 Volksschu-
len, zwei Hauptschulen 
und drei an Hauptschulen 
angeschlossene polytech-
nische Klassen geschlossen 
werden.

Die alte Formel� „Wer eine 
gute Ausbildung hat, wird 
später einmal gut verdie-
nen“ stimmt längst nicht 
mehr. Auch wenn in der 
Krise in Österreich bis-
lang wenige Leute entlas-
sen wurden, stellen viele 
Betriebe weniger ein. Die 
Chancen auf einen Job der 
der Ausbildung entspricht 
sind entsprechend klein. 
Wer einen Job hat, jobbt 
prekär. Die Internationa-
le Arbeitsorganisation ILO 
warnt in ihrer neuen Stu-
die genau vor diesem Phä-

nomen: Mittlerweile liegt 
die Teilzeitquote in der EU 
bei 30%. Aussichten auf 
sichere Jobs gibt es selbst 
in den Ländern, die noch 
nicht so hart von der Krise 
getroffen wurden, kaum: 
In Deutschland sind mitt-
lerweile 80% der Arbeits-
verhältnisse für Jugendli-
che befristet. Kein Wun-
der, wenn junge Frauen 
in Umfragen oft angeben 
Hausfrau werden zu wol-
len. Das ist kein „Neokon-
servatismus“ sondern die 
Konsequenz aus der Pers-
pektivlosigkeit im Berufs-
leben.

Anlass für Widerstand 
gibt es also genug, auch 
in Österreich. Aber war-
um findet aktuell so we-
nig davon statt? Stimmt es, 
dass die Jugend unpolitisch 
und unsolidarisch ist? Was 
braucht es für einen er-
folgreichen Kampf für un-
sere Zukunft? Dieser Vor-
wärts-Schwerpunkt ver-
sucht, darauf eine Antwort 
zu geben.

	 Tilman M. Ruster

Bildungsabbau, Jugendarbeitslosigkeit, prekäre 
Jobs: Die Krise trifft Jugendliche besonders.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Jugendliche 
kriegen die Krise!
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FF �Unter Jugendlichen 
sinkt Optimismus  
in Zukunft:  
84% im Mai 2011,  
76% im Oktober 2011 
FF �Bis zu 90% aller 
Jugendlichen sorgen 
sich um Pensionen, 
Gesundheit und Pflege, 
weil sie fürchten, 
dass sie diese nicht 
mehr finanzieren 
können. Zwei Drittel 
rechnen damit, dass 
die staatliche Pension 
nicht reichen wird.
FFBildungsbeteiligung: 
�Im OECD-Vergleich 
(lt. Statistik Austria, 
Jugendstudie 2011) 
schneidet Österreich 
bezüglich der 
Bildungsbeteiligung 
bei den 15-19 Jährigen 
mit 82%knapp über 
dem OECD-Schnitt von 
81,5% ab, bleibt aber im 
Vergleich zu Deutsch-
land (88,6%) und dem 
EU19-Schnitt mit 84,9% 
deutlich zurück. Je älter 
Jugendliche werden, 
desto schlechter ist 
die Situation. Die 
Bildungsbeteiligung 
der 20-29-Jährigen 
liegt in Österreich bei 
20%, in Deutschland 
bei 28,5%, in der OECD 
und den EU19 bei 25,1%.
FF �Bei 15- bis 19-Jährigen, 
die weder in Ausbildung 
noch im Beruf stehen, 
liegt Österreich an der 
Spitze: Österreich: 3,6%, 
Deutschland: 2,2%, 
EU19: 2,9%, OECD: 3%

FFVerschuldung:� Das junge 
Erwachsenenalter 
gehört auch zu der Zeit 
in der die Gründung 
eines eigenen Haus-
standes zur Existenzbe-
drohung wird. Bei 34% 
aller überschuldeten 
jungen Erwachsenen 
trifft das zu. Denn 
gerade in dieser Zeit 
liegt der Anteil der 
Miete bei 43% des 
Einkommens, bei einem 
durchschnittlichen 
Arbeitseinkommens 
sogar bei 50%. Für die 
Kaution müssen rund 
2000,– Euro aufge-
wendet werden. Eine 
Menge Geld, wenn man 
bedenkt, wie niedrig 
Einstiegsgehälter sind. 
Einige Beispiele: Alten-
betreuerIn € 1.100,-, 
BäckerIn € 1.050,-, 
FrisörIn € 1.100,-, 
BautechnikerIn € 1.110,-, 
KöchIn € 1.200,- und 
bei ZahnarzthelferInnen 
sogar nur € 780,-.
FF �Laut EU-SILC (Statistic 
on Income and Living 
Standards) sind ca. 
236.000 Kinder, 
Jugendliche und junge 
Erwachsene zwischen 
10-27 Jahren in Öster-
reich armutsgefährdet.

Quellen: AK-Wien, AK-Österreich, 
Statistik Austria, www.diepresse.com, 
www.derstandard.com, Forbes-Studie, 
Gehaltsmonitor WIFI-Wien,  
Sechster Jugendbericht – Auf 
einen Blick/www.bmwfj.gv.at, 
Österreichsicher Jugendmonitor

Am 17. 12. 2010� zündet sich 
Mohamed Bouazizi in der 
tunesischen Kleinstadt Si-
di Bouzid an. Der jun-
ge Uni-Absolvent sah kei-
nen anderen Ausweg mehr 
aus seiner sozialen Mise-
re. Das Regime erlaubte 
ihm nicht einmal, auf der 
Straße Gemüse zu verkau-

fen. Seine Tat löste nicht 
nur eine Welle von Auf-
ständen und den Sturz von 
Ben Ali und Mubarak aus. 
Sie steht auch symbolisch 
für die Verzweiflung und 
Perspektivlosigkeit einer 
ganzen Generation. Die 
Selbstverbrennung eines 
Arbeitslosen führte im Ap-
ril 2012 in Algerien zu Ju-
gendaufständen – bei den 
letzten großen Jugendre-
volten schoss die Polizei 
auf algerische Jugendliche, 
die ein Transparent trugen: 
„Ihr könnt uns nicht töten. 
Wir sind schon tot.“

In Griechenland� er-
schütterte bereits 2008 
eine verzweifelte Bewe-
gung von Jugendlichen 
das Land. Ihre Nachricht 
an Europa war: „Wir sind 
ein Bild aus der Zukunft.“ 
Sie sollten Recht behalten. 
Am 6.8.2011 explodiert die 
aufgestaute Wut britischer 
Jugendlicher nach der Er-
mordung des unbeschol-
tenen Mark Duggan durch 
einen Polizisten. Vier Tage 
standen London und wei-
tere Großstädte in Flam-
men. Den Ausbruch von 
Verzweiflung schob die 
britische Regierung dem 

„völlig verdrehten Moral-
kodex“ der Jugendlichen 
zu. Der Moralkodex je-
ner Regierung, die nur aus 
MillionärInnen besteht, 
erlaubt es offenbar, einer 
Generation die Zukunft zu 
rauben, indem sie die Stu-
diengebühren auf 10 000€ 
verdreifacht und die Zahl 

der arbeitslosen Jugendli-
chen auf über eine Million 
steigen lässt.

Währenddessen erreicht 
in Spanien die Jugendar-
beitslosigkeit 50%. Zum 
Jahrestag des Aufflam-
mens der Bewegung der 
„Indignad@s“ strömten 
im Mai 2012 wieder hun-
derttausende Jugendliche 
auf die Straßen. Einer ihrer 
Hauptslogans: „Sin trabajo, 
sin casa, sin miedo“ – Oh-
ne Arbeit, ohne Wohnung, 
ohne Furcht.  Der portugie-
sische Premier Coelho riet 
der Jugend, sich aus dem 
Staub zu machen. Portugal 
hätte keine Jobs und kei-
ne Perspektive für sie. Über 
500.000 Menschen wan-
derten seit Beginn der Krise 
aus Portugal aus, die meis-
ten davon Jugendliche. Der 
Kapitalismus hat denen, die 
nicht das Glück hatten, in 
wohlhabende Verhältnisse 
hineingeboren zu werden, 
keinen Ausweg aus dieser 
Situation zu bieten.

In Ländern wie Öster-
reich,� in denen die Kri-
se noch nicht so hart zu-
geschlagen hat und in de-
nen die Kampftradition der 
ArbeiterInnen von sozial-

partnerschaftlichen Kons-
trukten ausgehöhlt wurde, 
sieht die Situation noch et-
was anders aus. Es gibt ei-
nerseits den Trend, sich in 
dieser Zeit besonders ho-
hen Drucks in Schule, Aus-
bildungsstätte oder Uni 
besonders anzustrengen. 
Der Gedanke ist: Es wird 
immer schlimmer, also 
muss ich schnellstens fertig 
werden. Aber: auch im Be-
rufsleben wird der Druck 
immer stärker und den 
Verschlechterungen kann 
man nicht entfliehen.

Andererseits ist ein 
Rückzug aus dem sozia-
len Leben und eine ver-
stärkte Flucht in Resigna-
tion, Sucht und „Scheiss-
drauf“-Stimmung be-
merkbar: Österreichs 
Jugend belegt bei Alkohol- 
und Nikotinkonsum euro-
paweit den ersten Platz.

Die Perspektive,� ge-
gen diese Umstände zu 
kämpfen, stellt sich kaum: 
Es fehlt an einer star-
ken Linken und einer 
kämpferischen Gewerk-
schaftsjugend, die Kämp-
fe organisieren könn-
te. In Britannien kämpft 
die von der Socialist Par-
ty (Schwesterorganisa-
tion der SLP) initiier-
te Kampagne„Youth fight 
for Jobs“ für sichere und 
gut bezahlte Arbeits- und 
Ausbildungsplätze für Ju-
gendliche. Unterstützt 
wird sie von zahlreichen 
Gewerkschaften. WelcheR 
Jugendliche käme auf die 
Idee, sich hier in der ÖGJ 
zu organisieren und sie 
als kämpferische Interes-
senvertretung wahrzu-
nehmen? Der „aktuellste“ 
Termin auf ihrer Home-
page ist von Anfang März. 
Statt als Kampforganisa-

If the Kids 
are united...

„Das ist ein Klassenkampf.“ 
Gabriel Nadeau-Dubois, 
Studierendenbewegung  Quebec

Die Chancen für die Jugend 
sind in Österreich geringer

Arbeitslosigkeit bei "Unter-25-Jährigen", Quelle: Eurostat tsdec460

Jugendarbeitslosigkeit in der EU:  
Stark steigend von hohem Niveau
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In Bezug auf die Jugend� existieren viele Vorurteile. Man-
che davon sind Unsinn, andere durchaus gerechtfer-
tigt. Zu letzteren zählt, dass Jugend und Auflehnung 
gegen herrschende Verhältnisse in engem Zusam-
menhang stehen. Doch Rebellion allein ist selbstre-
dend noch kein ausgefeiltes politisches Programm. Es 
kann aber dazu führen.

Jugendliche erleben oftmals bereits die ganze Härte 
der kapitalistischen Gesellschaft, sei es Arbeitslosig-
keit, die fest verankerte Frauenunterdrückung oder 
alltäglichen Rassismus. Jedoch befinden sie sich noch 
nicht in gleichem Ausmaß wie die meisten Erwachse-
nen im abgeklärten Trott und in festgefahrenen Tradi-
tionen. Vereinfacht gesagt: sich nicht einfach mit den 
Zuständen abzufinden ist bei Jugendlichen näherlie-
gender. Die schiefe Ebene von arm bleibt arm bzw. 

wird ärmer wird auch noch stärker als solche erkannt.
Darüber hinaus finden Jugendliche vielfältige Mög-

lichkeiten, ihren Widerstand gegen unliebsame Zu-
stände auszudrücken. Gesellschaftskritik und damit 
verbundene politische Ziele sind in einer Reihe von 
Jugendkulturen verankert. Selbst über Kleidung, Mu-
sik und Sprache verarbeiten Jugendliche gesellschaft-
liche Konflikte.

Zu einfach und falsch wäre es jedoch, alle Jugend-
lichen über einen Kamm zu scheren. Nicht jede/r Ju-
gendliche hat die selben Probleme; auch wenn es Vie-
les gibt, unter dem fast alle zu leiden haben, wie z.B. 
elterliche Einschränkungen. Doch letztlich entschei-
den sozialer Status und Klassenzugehörigkeit etwa 
darüber, ob Studiengebühren für eine Familie leistbar 
sind oder zu einer Einschränkung der Zukunftschan-
cen der Kinder führen. Muss man schon früh einen 
Nebenjob annehmen, weil das Geld sonst nicht reicht, 
ist man ebenso früh bereits mit Themen wie Arbeits-
bedingungen, Lohnerhöhungen etc. konfrontiert. Die 
Zahl junger Menschen, die ihr Leben auf diese Weise 
führen müssen, nimmt zu.

Viele revolutionäre Veränderungen in der Geschich-
te der Menschheit begannen mit Jugendrevolten. „Je-
de revolutionäre Partei findet ihre Stütze vor allem 
in der jungen Generation der aufsteigenden Klas-
se. Politische Altersschwäche äußert sich im Ver-
lust der Fähigkeit, die Jugend um das eigene Banner 
zu scharen.“ (aus: Leo Trotzki; Verratene Revolution) 
Aktuelle Beispiele sind die Bewegungen in Nordafrika 
und dem Nahen Osten sowie Proteste gegen die Zer-
schlagung des Sozialstaates in Ländern wie Spanien, 
Griechenland oder Quebec (Kanada). Die gegenwär-
tige kapitalistische Krise trifft gerade Jugendliche aus 
der ArbeiterInnenklasse besonders hart. Das Potential 
für jugendliche Massenbewegungen ist dementspre-
chend weltweit vorhanden: von 67 Millionen Jugend-
lichen in Nigeria haben über 28 Millionen keinen Job.

Welche weiterführenden Folgen das Aufbrechen 
sozialer Proteste haben kann, zeigen die Vorfälle im 
spanischen Valencia: Als Reaktion auf die Demos ge-
gen Bildungsabbau setzten Regierung und Polizei im 
Februar auf Brutalität. Viele Jugendliche wurden ver-
letzt. Dadurch werden grundlegende Zusammenhän-
ge im Gedächtnis zehntausender AktivistInnen ver-
ankert: man stößt bereits auf erbitterte staatliche Ge-
walt, wenn man etwas Selbstverständliches wie frei-
en Bildungszugang einfordert. Eine positive Zukunft 
im Kapitalismus ist Illusion.	                Franz Neuhold

Jugend im Kapitalismus:
das dynamische Potential

Marx aktuell

tionen verstehen sich die 
Gewerkschaftsjugenden 
als Serviceleister und Kar-
rieresprungbretter – kein 
Wunder, dass kein Leben 
in ihren Strukturen ist. 

Dieses Vakuum bietet 
auch Anknüpfungspunkte 
für Rechtsextreme. Man-
gels Alternativen erscheint 

Strache für viele Jugendli-
che als einzige Opposition. 
Er kann sich als „anders“ 
präsentieren und beant-
wortet soziale Probleme 
unwidersprochen mit Ras-
sismus. In der Praxis zeigen 
SchülerInnen in Österreich 
jedoch oft, was sie von der 
FPÖ-Propaganda halten. 
Die schulübergreifenden 
Unterstützungskampag-
nen für Arigona, Araksya, 
Denis, Jovana und Ami-
na sind nur einige Beispiele 
dafür, wie sich Jugendliche 
mit ihren MitschülerInnen 
solidarisieren und mit ih-
nen gegen drohende Ab-
schiebungen kämpfen. Der 
Kampf gegen Abschiebun-
gen ist ein konstanter und 
wichtiger Faktor, der viele 
Jugendliche politisiert.

Doch es gab auch ande-
re Kämpfe von Jugend-
lichen in Österreich in 
den letzten Jahren. Prak-
tisch aus dem Nichts wur-
de zwei mal in allen Lan-
deshauptstädten massen-
haft gegen ACTA demons-
triert. Für Viele waren 
dies die ersten Demons-
trationen ihres Lebens. 
Die UniBrennt-Bewegung 
konnte 2009 Zehntausen-

de begeistern, im Frühling 
desselben Jahres streikten 
über 60.000 SchülerInnen 
gegen Bildungsabbau. Ak-
tuell wird gegen die Ab-
schaffung des Studiums 
Internationale Entwick-
lung, die drohende Pleite 
der TU Wien bzw. die Ein-
führung von Studienge-

bühren gekämpft.
Es ist eine allgemei-

ne Eigenschaft jugendli-
cher Kämpfe, dass sie zwar 
radikale Aktionsformen 
und Forderungen anneh-
men können, aber selten 
den notwendigen Druck 
auf die Herrschenden auf-
bauen können, um auch 
nur kleine Errungenschaf-
ten dauerhaft abzusichern. 
Dies liegt an ihrer gerin-
gen ökonomischen Macht. 
Eine Besetzung einer Uni 
oder Schule kann ein gutes 
Mittel sein, um Aufmerk-
samkeit zu gewinnen. Dem 
Rektorat, und der Regie-
rung, macht sie relativ we-
nig aus. 2009 saß die Regie-
rung monatelange Beset-
zungen in ganz Österreich 
einfach aus. Als diesen 
Frühling das Wiener Audi-
max von IE-Studierenden 
besetzt wurde, schloss das 
Rektorat das Uni-Hauptge-
bäude gleich für zwei Tage, 
als Kollektivstrafe. Die oft-
mals angestrebte „Störung 
des Unibetriebs“ stört das 
Rektorat also nicht im Ge-
ringsten, die führt es selbst 
durch.

Wirklich erfolgreich� 
können Jugendbewegun-

gen nur sein, wenn sie 
aufhören, nur Jugendbe-
wegungen zu sein. Wenn 
sie sich mit anderen Teilen 
der ArbeiterInnenklas-
se verbünden. Das bedeu-
tet nicht nur, sie für die ei-
genen Forderungen zu ge-
winnen, sondern Forde-
rungen aufzustellen, die 

sie auch konkret betreffen. 
Eine Stärke von UniBrennt 
waren die gemeinsamen 
Aktionen mit MetallerIn-
nen in Tarifverhandlungen 
und der Kindergartenauf-
stand-Bewegung. Leider 
gab es davon nicht genug.

Diese Generation wird 
die erste sein, die einen 
niedrigeren Lebensstan-
dard als ihre Eltern haben 
wird. Sie ist die „Generati-
on Krise“. Aber sie nimmt 
ihr Schicksal nicht hin. Sie 
kämpft jetzt, und sie wird 
in Zukunft noch mehr 
kämpfen. Um erfolgreich 
zu sein, muss sie sich mit 
dem Rest der Arbeite-
rInnenklasse verbünden. 
Die Studierenden in Que-
bec zeigen, wie es gehen 
kann. Ihr Kampf ist längst 
zu einer allgemeinen Be-
wegung gegen die Regie-
rung angewachsen. „Der 
Kampf gegen die Erhö-
hung der Studiengebüh-
ren muss bei seinem Na-
men genannt werden: Das 
ist ein Klassenkampf.“, 
sagt Gabriel Nadeau-Du-
bois, einer der Köpfe der 
Bewegung. Recht hat er.

Tilman P. Ruster und  
Sebastian Kugler

Wirklich erfolgreich können Jugend-
bewegungen dann sein, wenn sie aufhören, 
nur Jugendbewegungen zu sein.
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Die Jugend muss um  
ihre Zukunft kämpfen
„Zerschlagung� der Ver-
sammlungen durch mas-
siven Tränengaseinsatz, 
Verhaftungen, öffentliche 
Erniedrigungen und kör-
perlicher Schmerz.“, das 
schlug am 11.5. „Natio-
nal Post“- Autor Micha-
el Den Tandt der Regie-

rung von Quebec vor, um 
die Studierendenbewe-
gung niederzuschlagen. 
Die Regierung erließ das 
„Gesetz 78“, das das Ver-
sammlungsrecht aushe-
belt. Denn längst geht es 
dort nicht mehr um Stu-
diengebühren. Die Studie-
renden haben eine brei-
te soziale Bewegung an-
gestoßen. Von Anfang an 
suchten sie nach Bündnis-
partnerInnen außerhalb 
der Hörsäle und fanden sie 
in den Gewerkschaften. 
Gemeinsam formten sie 
bereits vor der Bewegung 
die „Alliance Sociale“ ge-
gen die Sparpolitik der 
Regierung. Die gewerk-
schaftliche Unterstüt-
zung ist konkret: Von Geld 
über Busse bis zu Sound-
systems. Auf der anderen 
Seite kämpfen die Studie-
renden gegen die Versu-

che der Regierung, durch 
ihren „Plan Nord“ die na-
türlichen Ressourcen im 
Norden an Private zu ver-
scherbeln.

In Österreich können 
wir von dieser Bewegung 
viel lernen. Die letzten 
Proteste, die es an Schu-

len und Unis gab, blieben 
beschränkt auf das jewei-
lige konkrete Thema und 
Umfeld. Aber alleine wer-
den die IE-Studis die In-
ternationale Entwicklung 
nicht retten, auch nicht 
mit der Solidarität aus an-
deren Studiengängen. Wie 
Quebec zeigt, vervielfacht 
sich die Wirkung eines 
Kampfes, wenn er nach 
außen getragen wird. Da-
für gibt es hier auch aktu-
ell konkrete Ansätze: Die 
Wiener TU verlegte Mitte 
Mai Vorlesungen aus Pro-
test gegen die Sparpolitik 
in den öffentlichen Raum. 
So ein Protest steckt an: 
Das Wiener Gymnasium 
Rahlgasse verlegte En-
de Mai den Turnunter-
richt auf die Straßen, um 
auf den Platzmangel in 
der Schule aufmerksam zu 
machen.

Um aber gesellschaftli-
chen Einfluss zu bekom-
men müssen Jugendbe-
wegungen nicht nur das 
Umfeld sondern auch ih-
re Themen erweitern. Das 
bedeutet zum Beispiel, Ar-
beitskämpfe, so klein sie 
hier auch sein mögen, zu 

unterstützen. In letzter 
Zeit sahen wir des öfteren 
Versuche der Unterneh-
merInnen, Kollektivver-
täge auszuhebeln oder gar 
abzuschaffen. Dagegen gab 
es, wenn auch beschränkt, 
gewerkschaftlichen Pro-
test. Es wäre richtig und 
wichtig gewesen, hier So-
lidarität und Zusammen-
arbeit mit den Bildungs-
protesten herzustellen. 

Am Besten funktio-
nieren solche Bündnisse, 
wenn es eine gemeinsame, 
stabile Plattform gibt. In 
Deutschland zum Beispiel 
treffen sich verschiedene 
Bewegungen in der Links-
partei. Bei aller Kritik an 
ihr, Die Linke spielt eine 
wichtige Rolle in zahlrei-
chen sozialen Bewegun-
gen. Eine besondere Rol-
le spielt dabei der Jugend-
verband, die Linksjugend 

[Solid']. Von dort kommen 
viele Initiativen, wenn es 
um Aktionen und Kam-
pagnen geht. Sie ist kein 
Anhängsel, sondern ei-
ne eigenständige Orga-
nisation mit demokrati-
schen Strukturen. So zieht 
sie die Linkspartei oft in 
die richtige Richtung und 
betont ihren aktionisti-
schen, nicht parlaments-
fixierten Charakter.

Gemeinsame Forderun-
gen spielen bei der Ver-
netzung von Kämpfen ei-
ne zentrale Rolle. Wie die 
Studierenden in Quebec 
Nein zum Plan Nord sa-
gen, müssen wir hier das 
Sparpaket angreifen. Die 
Forderung nach Arbeits-
zeitverkürzung bei vol-
lem Lohn bedeutet nicht 
nur Verbesserungen für 
ArbeitnehmerInnen, son-
dern schafft auch echte 
und sichere Jobs für Ju-
gendliche.

Die stetig wachsen-
de Enttäuschung von Ju-
gendlichen über das po-
litische System wird von 
den Medien oft als „Ent-
politisierung“ dargestellt. 
Dabei ist es nur logisch, 
dass die Jugend nicht in 
Begeisterungsstürme aus-
bricht, wenn sie alle fünf 
Jahre ein Kreuz bei einer 
Partei machen können, 
die sich kaum von den 

anderen unterscheidet. 
45% der ErstwählerIn-
nen bei der letzten Wie-
ner Wahl wählten das für 
sie „kleinste Übel“. „Ech-
te Demokratie“, wie sie die 
spanischen Indignad@s 
fordern, bedeutet: Auf 
allen Ebenen des eige-
nen Lebens mitbestim-
men können: z.B. was wir 
wann wo und wie ler-
nen möchten, statt in ver-
kalkten Schulstrukturen 
zu vermodern. Die eige-
ne Jobauswahl nach dem 
Kriterium „Was will ich?“ 
und nicht nach „Was ist 
noch frei?“ bestimmen zu 
können. Das kann es aber 
nur in einer Gesellschaft 
geben, die nicht nach den 
Regeln des Profits funkti-
oniert, einer echten, de-
mokratischen, sozialisti-
schen Gesellschaft.

Dieses System hat uns 
keine Zukunft zu bie-
ten, die Krise ist der bes-
te Beweis dafür. Nun gilt 
es dafür zu sorgen, dass 
zukünftige Geschichts-
bücher über uns nicht als 
„verlorene Generation“ 
schreiben, sondern als die, 
die dem Bildungsabbau, 
der Arbeitslosigkeit, den 
prekären Jobs, der Pers-
pektivlosigkeit, kurz: dem 
kapitalistischen Alptraum 
ein Ende gesetzt hat.

Sebastian Kugler

Durch Vernetzung sozialer Kämpfe können 
Jugendbewegungen Erfolg haben
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Die 15-jährige Amina� und 
ihre Mutter sind Flücht-
linge aus Dagestan, und 
leben seit einigen Jahren in 

Hallein. Der Vater wurde 
verschleppt und ermor-
det. „ÖsterreicherInnen“ 
werden gewarnt in die-
ses Land zu reisen. Den-
noch ist es für den Staat 
kein Problem die Beiden, 
wie viele andere auch, ab-
zuschieben. Schule und 
FreundInnen wehren sich, 
haben eine Petition und 
einen Projekttag  initiiert. 

Yaya lebt seit 2004 in 
Wien, hat sich hier ein Le-
ben aufgebaut, und eine 

kleine Tochter. Nun soll 
er von seinem Kind ge-
trennt und nach Gambia 
abgeschoben werden, wo 

er als politischer Aktivist 
verfolgt wird. Der Asyl-
gerichtshof schlägt der 
Mutter vor, doch mit dem 
Kind nach Gambia nach-
zureisen...

Auch hier wollen Freun-
dInnen und KollegInnen 
nicht, dass er einfach so 
aus ihrer Mitte gerissen 
wird. In Wien gibt es ein 
Komitee, das sich für Yaya 
einsetzt, und sich gleich-
zeitig mit der Salzburger 
Familie solidarisiert. Die 

SLP ist bei beiden Fällen 
aktiv dabei.

Gemeinsam versuchen 
wir auf diese „Fälle“ auf-

merksam machen z.B. 
bei einem Besuch beim 
„Intgrations“-Staatsse-
kretär Kurz, den wir zur 
Rede stellten, warum 
Menschen die Integration 
verweigert wird. Wichtig 
war auch die Demo am 24. 
Mai. Politische Kampag-
nen sind nicht nur wich-
tig, sondern auch richtig, 
denn nur so kann das Blei-
berecht erkämpft werden! 

Sedef Yavuz

Amina & Yaya bleiben!

Laute Kampagnen von LehrerInnen und Schüler
Innen können Abschiebungen verhindern!

JedeR Studierende� kennt die 
Situation an Österreichs 
Unis. Überfüllte Hörsä-
le, gestresste ProfessorIn-
nen, zu viel Zeitdruck, um 
ein vernünftiges Studium 
führen zu können. Schuld 
ist die Regierung mit ihren 
Kürzungen in Bildungsbe-
reich. Bereits 2010 wur-
de eine Stagnation der Uni 
Budgets ab 2013 beschlos-
sen. Dadurch gehen Uni-
versitäten aufgrund der 
Inflation bis zu 10% ihres 
aktuellen Budgets verlo-
ren. Von Wissenschafts-
minister Töchterle kom-
men laufend Angriffe wie 
die Forderung, dass Unis 
autonom Studiengebüh-
ren ein heben sollen. Die 
Salzburger Landeshaupt-
frau, Gabriele BBurgstal-
ler, bläst ins selbe Horn. 
Ebenso der Vorsitzen-
de der Rektorenkonferenz 
und Rektor in Salzburg, 
Heinrich Schmidinger. 
Anlass ist die Wiederein-
führung der Gebühren von 
363,36 Euro für Studieren-
de, die die Mindeststudi-
enzeit um zwei Semester 
überschritten haben bzw. 
nicht aus EU/EWR-Staa-
ten kommen. Diese wurde 
wegen eines Formfehlers 
vom Verfassungsgerichts-
hof aufgehobenen. Doch 
wird diese autonom wie-
der eingeführt und geht 
das durch, dann folgen 
rasch autonome Studien-
gebühren für alle. Hinzu 
kommen eine Reihe weite-
rer Kürzungen.

Doch weder Gebühren 
noch Kürzung können von 
Studierenden aus Arbei-
terInnenfamilien akzep-
tiert werden. Bisher gab es 
erste Aktionen. Aus Pro-
test gegen die Unterfinan-
zierung starteten Unis ös-
terreichweit vom 21.-25. 
Mai die „Woche der freien 
Bildung“ mit Vorlesungen 
und Diskussionen unter 
freiem Himmel. In Wien 
wurde das Audimax be-
setzt und die Rektorats-
sitzung blockiert. In Graz 
und in Salzburg gab es hef-
tigen Widerstand von Stu-
dierenden. Der Salzburger 
Uni-Senat stimmte dar-
aufhin gegen Studienge-
bühren. Dies ist ein Erfolg, 
aber nur ein erster Schritt: 
Unis die nicht mitziehen, 
werden zukünftig bei der 
Vergabe von Fördergel-
dern benachteiligt. Und in 
Salzburg, will der Rektor 
nun 1,5 Millionen v.a. bei 
Personal und Studieren-
denbetreuung kürzen. 

Das Problem� bei den Pro-
testen war, dass sie bisher 
nur von Studierenden ge-
führt wurden. Nun gilt es 
sie auf eine breitere Ebene 
auszuweiten, ArbeiterIn-
nen und Gewerkschaften 
mit einzubeziehen. Denn 
Elitebildung trifft im Ka-
pitalismus die gesamte 
ArbeiterInnenklasse, des-
halb muss sie vereint be-
kämpft werden.

Lukas Kastner

Die Uni brennt 
noch immer!

Sigi schau oba
Ende April� fanden in der 
Wiener Sigmund Freud 
Universität Studierenden-
vertretungswahlen statt. 
Die SLP-Aktivistin Lila 
Ramharter wurde mit 61 
zu neun Stimmen zur Ver-
treterin des Bachelorstudi-
ums Psychologie gewählt. 
Zentrale Forderungen sind 
der Aufbau einer funkti-
onierenden Kommunika-
tion zwischen allen Ebe-
nen der Universität und 
die Veränderung der Rol-
le der Studierendenver-
tretung: Aktuell hat die-

se an Privatunis keiner-
lei Rechtsgrundlage. Eine 
StuVe muss die kämpferi-
sche Vertretung der Stu-
dentInnen gegenüber dem 
Rektorat sein und auch 
so in Erscheinung treten. 
Wichtig ist auch die Quali-
tät der Lehre. Viele Studie-
rende sehen die Verspre-
chung einer guten Ausbil-
dung für die hohen Studi-
engebühren nicht erfüllt. 
Aber auch die prekäre Job-
situation der Lehrenden ist 
der StuVe ein Dorn im Au-
ge. Viel zu tun also!

Fundstück des Monats

Egal, wie man zum Songcontest steht:� es ist erfreulich, 
dass der österreichische Beitrag ausgeschieden ist. 
Strache wünschte der sexistischen Performance viel 
Glück. Die Schuldigen für das Ausscheiden hat einer 
seiner Fans gefunden: Die „bolschewistischen und 
kommunistischen Länder wie eben Russland und 
so...“ ahja.
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Irland: 
Nein zur Haushaltssteuer!

In ganz Europa� wächst der 
Widerstand gegen die 
Sparpolitik. In Irland wei-
gerten sich 50% der Haus-
halte die neu eingeführte 
Haushaltssteuer, eine un-
soziale Massensteuer, zu 
bezahlen. Auch das Refe-
rendum über den Fiskal-
pakt - oder wie die IrIn-

nen sagen: den Kürzungs-
pakt - am 31. Mai ist eine 
Gelegenheit für die irische 
ArbeiterInnenklasse, ge-
gen die Sparpolitik aufzu-
stehen.

Im Dezember 2008� be-
trug das Budgetdefizit 12,7 
Milliarden. Nach Kür-
zungen und Steuererhö-
hungen von 25 Milliar-
den Euro beträgt das De-
fizit 18,7 Milliarden Eu-
ro! Die aktuelle Regierung 
von Fine Gael und Labour 
ist stolz darauf, das Dik-
tat der Troika umzuset-
zen. Die Kürzungsmaß-
nahmen haben zu 450.000 
Arbeitslosen (14,5%), 30% 
Jugendarbeitslosigkeit so-
wie einer Wiederkehr von 
Massenemigration ge-
führt. Die Wut auf die eta-
blierten Parteien ist rie-
sig. Die Regierung hat nur 

noch 23% Unterstützung. 
Die Gesamtschulden Ir-
lands (Haushaltsverschul-
dung, Unternehmens-
verschuldung sowie Fi-
nanzschulden und Staats-
schulden) belaufen sich 
auf 663% des BIPs – der 
größte Verschuldungs-
anteil der Welt, mehr als 

doppelt so hoch wie jener 
Griechenlands. Ein Ban-
krott Irlands wie auch ein 
weiteres „Rettungspaket“ 
durch die Troika sind auf 
der Tagesordnung. 

Im Jänner� wurde Haus-
haltssteuer mit 100 Euro 
pro Haushalt eingeführt. 
Sie wird nur für ein Jahr 
eingehoben und von ei-
ner Grundsteuer und einer 
Wassersteuer ersetzt, die 
vermutlich bei 1000 Euro 
pro Jahr liegen wird. Die 
Regierung hat die Haus-
haltsteuer nicht primär 
eingeführt um Geld zu lu-
krieren (die Steuer bringt 
nur 160 Millionen Euro), 
sondern um ein Regis-
ter aller Haushalte aufzu-
bauen, dass dann benutzt 
werden kann um die neu-
en Grund- und Wasser-
steuern einzuheben. 

Die Socialist Party (CWI 
in Irland) und die United 
Left Alliance sowie andere 
AktivistInnen haben die 
“Campaign Against the 
Household and Water Ta-
xes – CAHWT” initiiert. 
Unser Ziel war, dass ei-
ne Mehrheit der Haushal-
te sich bis zur Deadline am 

31. März nicht registriert 
bzw. die Steuer nicht zahlt. 
Zwischen Jänner und En-
de März hat die Kampagne 
öffentliche Versammlun-
gen in jedem Teil des Lan-
des organisiert, die von 
25.000 Menschen besucht 
wurden. Am 24. März gab 
es in Dublin eine Massen-
veranstaltung von 3.000 
Menschen. Die CAHWT ist 
die größte Kampagne von 
zivilem Ungehorsam der 
ArbeiterInnenklasse in Ir-
land seit Jahrzehnten und 
die Socialist Party spielt 
eine führende Rolle. Fast 
900.000 Haushalte haben 
sich geweigert sich zu re-
gistrieren oder die Steuer 
zu zahlen – rund 2 Milli-
onen Menschen bei einer 
Gesamtbevölkerung von 
4,5 Millionen. 

Die Socialist Party spielt 
auch eine führende Rol-

le in der Kampagne für 
die Ablehnung des Fiskal-
pakts im Referendum am 
31. Mai. Die Regierung und 
die “Ja”-Kampagne sagen, 
dass ein “Ja“ die Wirt-
schaft stabilisieren wür-
de. Das ist eine glatte Lüge. 
Dieser Pakt versucht, die 
Kürzungspolitik perma-
nent zu machen. Ein Blick 
nach Griechenland zeigt, 
wohin die Kürzungsorgie 
der Troika führt. Die “Ja”-
Kampagne sagt, wenn Ir-
land den Fiskalpakt nicht 
annimmt, dann könn-
te das Land kein zweites 
“Hilfspaket” erhalten. Sie 
sprechen von einem sol-
chen Paket, als wäre es ei-
ne wohltätige Handlung 
der Troika. Das erste Pa-
ket hat die wirtschaftliche 
Krise vertieft. Ein zwei-
tes Paket wäre ein De-
saster. Die Socialist Party 
sagt, ein erster Schritt um 
das zu verhindern ist ein 
Nein zum Fiskalpakt. Jobs 
und Wohlstand kann es so 
nicht geben. Der private 
Sektor investiert nicht. 

Der Fiskalpakt� verhindert, 
dass der Staat investieren 
kann, um Jobs zu schaffen 
und gesellschaftliche Be-
dürfnisse zu decken. 2010 
sind 32 Milliarden Euro an 
Profiten nicht wieder in 
die irische Wirtschaft in-
vestiert worden. Wäre die-

ses Geld in ein öffentliches 
Jobprogramm oder in ei-
ne verstaatlichte Indust-
rie investiert worden, hät-
ten damit 320.000 Jobs ge-
schaffen werden können!

Wenn die irische� Arbeite-
rInnenklasse den Fiskal-
pakt ablehnt, ist sie in gu-
ter Gesellschaft – nämlich 
jener der Millionen Men-
schen in Europa die eben-
falls gegen diese Politik 
kämpfen. Die Parlamen-
tarier der Socialist Par-
ty, Joe Higgins, Clare Da-
ly und MEP Paul Murphy 
sind führende Persönlich-
keiten in den Kampagnen 
gegen die Haushalts- und 
Wassersteuer und gegen 
den Fiskalpakt. Die Soci-
alist Party ruft zu einem 
europaweiten Kampf der 
ArbeitnehmerInnen gegen 
die Kürzungen auf! Der 
Kapitalismus hat versagt 
– wir brauchen ein sozi-
alistisches Europa in dem 
ArbeitnehmerInnen die 
Wirtschaft nach den Be-
dürfnissen der Mehrheit 
demokratisch kontrollie-
ren und planen können!

Stephen Boyd,  
Socialist Party, CWI Irland
www.socialistparty.net 
www.nohouseholdtax.org

ArbeitnehmerInnen in Irland kämpfen gegen  
Massensteuern und die Kürzungspolitik der Troika
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Interview� mit Eleni  
Mitsou, von der griechi-
schen Schwesterpartei der 
SLP, Xekinima.

V: �Was würde es bedeu-
ten, wenn die Linke keine 
Mehrheit hat?

E: �Eine Koalition aus Nea 
Dimokratia und Pasok 
wird die Kürzungen fort-
setzen. Weitere 150.000 
Jobs im Öffentlichen 
Dienst werden vernichtet, 
Löhne und Pensionen be-
schnitten und Kollektiv-
verträge ausgehebelt. Die 
Arbeitslosigkeit ist jetzt 
schon bei Jugendlichen 
über 50% und der Min-
destlohn für unter 25jäh-
rige bei nur 350.-/Monat. 
In 30 Monaten Kürzun-
gen ist die Zahl der Ob-
dachlosen in Athen von 
2.000 auf 30.000 gestie-

gen. Täglich begeht ein 
Mensch aus Verzweiflung 
Selbstmord. Es ist ver-
rückt weiterhin für Par-
teien zu stimmen, die 
diese Politik umsetzen!

V:� Was müsste eine linke 
Regierung tun?

E: �Sie muss die Umset-
zung der Kürzungen 
stoppen und braucht ein 
sozialistisches Programm 
das  Griechenland entwi-
ckelt und die Menschen 
schützt, wenn Griechen-
land aus dem Euro fliegt. 
Wobei die Kürzungspo-
litik ja auch zum Raus-
schmiss führt! Eine lin-
ke Regierung darf die 

Schulden nicht zahlen. 
Sie setzt diese 350 Milli-
arden für die Menschen 
in Griechenland ein. Sie 
muss die Banken ver-
staatlichen um über Geld 

zu verfügen, und damit 
Jobs schaffen. Sie muss 
die Schlüsselbereiche der 
Wirtschaft verstaatlichen 
– unter Kontrolle und 
Verwaltung der Beschäf-
tigten – und die Arbeite-
rInnenklasse in Europa 
zur Solidarität aufrufen. 
Wenn wir gemeinsam 
kämpfen, dann können 
wir das Europa der Ban-
ken und KapitalistInnen 
durch das Europa der Ar-
beiterInnen ersetzen.

Griechenland am Scheideweg

England: Nein zu Kürzungen

Bedeutet eine Stimme� am  
17. Juni für Syriza das Chaos?

Erster Mai

�Der Sieg Hollandes bei 
den französischen Präsi-
dentenwahlen war mehr 
eine Abwahl der Kür-
zungspolitik Sarkozys 
als ein Sieg des Sozial-
demokraten. Über 10% 
Stimmen für die „Links-
front“ im ersten Wahlgang 
zwangen Hollande zu lin-
ker Rhetorik, aber Inhalt-
lich blieb er vage, abge-
sehen von der Forderung 
nach einem Wachstum-
spaket. Das bedeutet kei-
nen Kurswechsel der SP, 
plötzlich wieder die In-
teressen der Arbeitenden 
zu vertreten. Es spiegelt 
die zunehmende Einsicht 
von Teilen der Herrschen-
den wider, dass die brutale 
Kürzungspolitik auch aus 
kapitalistischer Sicht ne-
gativ ist. Sie bringt keine 
Lösung der Staatsschul-
denkrise, sondern treibt 
die Länder tiefer in die Re-
zession, wie am Beispiel 
Griechenlands sichtbar.

Diese Entwicklung führt 
zu einer für das Kapital ge-
fährlichen Situation. Zwar 
ist es in Griechenland der 
herrschenden Klasse mit 
Hilfe des Drucks der EU 
gelungen, den Arbeiten-
den trotz heftiger Gegen-
wehr in Form zahlreicher 
Generalstreiks massive 
Kürzungen aufzuzwin-
gen. Aber nach den Neu-
wahlen im Juni fürch-
ten sie nun eine linke 
Mehrheit mit „Syriza“ als 
stärkster Kraft.

Zunehmende Streiks 
auch in anderen EU-Län-
dern wie Spanien, Itali-
en, Portugal und Irland – 
und die Blockupy-Protes-
te in Frankfurt – zeigen, 
dass ArbeiterInnen und 
Jugendliche immer weni-
ger bereit sind, den harten 
Sparkurs der EU zu Guns-
ten der Banken und Kon-
zerne zu akzeptieren.

Das zwingt die herr-
schende Elite in Euro-
pa teilweise einzulenken. 
Teilen erscheint es klüger, 
da und dort Korrekturen 
vorzunehmen, bevor der 
Druck von unten zu ex-
plosiv wird.

Aber die Herrschen-
den wissen nicht, wie wei-
ter: sparen zur Sanierung 
von Budget und kran-
ken Banken (Kurs Merkel), 
oder Wirtschaft ankurbeln 
(Kurs Hollande)? Aber das 
soll nichts kosten und das 
Kapital investiert weltweit 
zu wenig, weil es kaum 
profitable Investitionsmög-
lichkeiten gibt. Bei sinken-
den Wachstumsraten ist 
keine Lösung der kapitalis-
tischen Krise in Sicht. 

Eine lebenswerte Zu-
kunft mit sicheren Löh-
nen und Arbeitsplätzen, 
Bildung, Gesundheit und 
Pensionen für alle wird al-
so nur durch Ausweitung 
des organisierten und ziel-
gerichteten Kampfes – ge-
gen die Profitlogik des Ka-
pitals – erreicht werden. 

Gerhard Ziegler

Geht Europa 
nach links?

Bei den Gemeindewahlen� in 
England trat ein Bündnis 
von GewerkschafterInnen 
und SozialistInnen (TUSC) 
an, dem die Socialist Par-
ty (CWI-England) ange-
hört. In Coventry verfehl-
te Dave Nellist (SP) mit 
1.469 Stimmen nur knapp 
den Wiedereinzug in den 
Stadtrat. Tony Mulhearn 
(SP), schon in den 1980ern 
im sozialistischen Stadtrat, 
trat in Liverpool zur Bür-
germeisterwahl an, be-
siegte den konservativen 
Kandidaten und wurde 

fünfter von zwölf, gleich 
nach Grünen und Libera-
len. In Salford wählte fast 
jedeR Fünfte TUSC. In ei-
nem Stadtteil Londons ge-
wann das Bündnis sogar 
die meisten Stimmen. La-
bour ist verantwortlich 
für viele Kürzungen. Die 
Labour-Erfolge spiegeln 
daher mehr eine Absage 
an die konservativ-libera-
le Regierung wider als Zu-
stimmung zu Labour.

www.socialistparty.org.uk 
www.tusc.org.uk

Das CWI marschierte� un-
ter anderem in Russland, 
Finnland, Libanon, Paki-
stan. In Nigeria wurden 
CWI-Plakate für Mindest-
lohn beschlagnahmt. Aus 
ganz Sri Lanka kamen Ar-
beiterInnen, teils von Plan-
tagen, zu unserem Marsch. 
In Hong Kong unterstützen 
wir den Kampf der Feu-
erwehrleute für eine 48h-
Woche! In Schweden mar-
schierten Tausende auf un-
serer traditionellen De-
monstration in Göteborg.

www.socialistworld.net

Seattle: Kandidatin der 99%
Kshama Sawant� tritt als 
Kandidatin von Socialist 
Alternative (CWI in den 
USA) für das Repräsentan-
tenhaus von Washington 
an. Dort wurden 10,5 Mil-
liarden bei Bildung und 
Sozialem gekürzt. Kon-
zerne, wie Microsoft und 
Starbucks, wurden in den 
letzten drei Jahren von 6,5 
Milliarden Dollar Steu-
ern befreit. „Die großen 
Banken und Konzerne ge-
ben sich selbst Milliarden 
Dollar und erzählen uns, 
es gibt kein Geld für Jobs, 

Bildung und Gesundheit, 
für unseren grundlegen-
den Lebensstandard!“, er-
klärt sie. Sie hat einen 
Marsch gegen Angriffe auf 
Frauen mit organisiert und 
bei Occupy Wall Street für 
die LehrerInnengewerk-
schaft geredet. Die Kandi-
datur soll auch eine Platt-
form für eine neue linke 
antikapitalistische Partei 
bilden. „Brechen wir mit 
den zwei Parteien des Big 
Business!“

www.socialistalternative.org

Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)
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Genossenschaften: 

Alternative zum 
kapitalistischen 
Wahnsinn?
Angesichts der Krise� findet 
eine Suche nach Alterna-
tiven statt. „Gefunden“ 
werden Genossenschaf-
ten. Gemeint sind nicht 
normale kapitalistische 
Konstrukte wie die – teu-
ren – Wohnbaugenossen-
schaften oder Raiffeisen. 
Gemeint sind Unterneh-
men, wo sich Kleinpro-
duzentInnen bzw. -kon-

sumentInnen zusammen-
schließen, um teurer ver- 
bzw. billiger einkaufen 
zu können und wo diese 
„Mitglieder“ auch demo-
kratisch (mit)entscheiden 
können.

Historisch entspringen 
Genossenschaften die-
sen KleinstproduzentIn-
nen/konsumentInnen und 
bürgerlichen Sozialrefor-
merInnen, die hofften, 
so den sozialen Spreng-
stoff zu entschärfen. Tat-
sächlich ist die Genossen-
schaftsfrage eine hoch-
ideologische, die eng mit 
den vorherrschenden 
Trends in der ArbeiterIn-
nenbewegung verknüpft 
ist. Es ist kein Zufall, dass 
gerade Ferdinand Lassalle, 
der keineswegs eine sozi-
ale Revolution anstrebte, 
die Genossenschaftsidee 
gepusht hat. Das Konzept 

war letztlich: jedeR kann 
und soll selbst Kapitalis-
tIn werden. Die österrei-
chische ArbeiterInnenbe-
wegung stand dem Kon-
zept anfangs skeptisch 
bis ablehnend gegenüber. 
Der Sozialist Jakob Rei-
mann nannte 1896 Genos-
senschafterInnen „Revo-
lutionäre im Schlafrock“. 
Letztlich setzte sich aber 

der reformistische Gedan-
ke in der Sozialdemokratie 
durch und die Genossen-
schaften wurden, neben 
Partei und Gewerkschaft, 
mit der Jahrhundertwen-
de zum dritten Standbein 
der ArbeiterInnenbewe-
gung. Je ferner die sozial-
demokratische Führung 
sich ideologisch vom Ziel 
des Sozialismus entfern-
te, desto wichtiger wur-
den die Konsumvereine - 
als politische Legitimati-
on und organisatorische 
Stütze. 

Trotz Konsumpleite 1994 
u. ä. gibt es heute in der 
EU ca. 300 000 Genos-
senschaften mit rund 140 
Millionen Mitgliedern. In 
Folge der Wirtschaftskrise 
der 1970er Jahre gab es ei-
ne neuerliche theoretische 
Debatte zum Konzept. Ge-
nossenschaften wurden 

als Lösung betrachtet, um 
der ersten Krise nach 1945 
Herr zu werden. Ziel war 
nicht ein Bruch mit dem 
Kapitalismus oder seiner 
Logik, sondern Alterna-
tiven zu krisenbedingten 
Schließungen und Kon-
kursen einzelner Betriebe 
zu finden. Das ist nicht an 
sich falsch, ist aber 1. kei-
ne Systemalternative, löst 

daher 2. keines der Prob-
leme, die im Kapitalismus 
zu eben jenen Krisen füh-
ren und hat auch 3. nichts 
mit ArbeiterInnendemo-
kratie oder Verwaltung zu 
tun.

Häufig wird die Debat-
te über Genossenschaf-
ten mit ArbeiterInnen-
selbstverwaltung ver-
knüpft. Eine Verbindung, 
die nur beschränkt hält. 
Denn in der Praxis ist die 
Mitbestimmung oft ge-
ring. So schön das Genos-
senschaftskonzept in der 
Theorie auch klingt, in 
der kapitalistischen Pra-
xis  müssen sie scheitern 
– entweder wirtschaftlich 
oder indem sie sich von 
den Ideen nach Gleichheit, 
Demokratie und Nicht-
Profitorientierung verab-
schieden. Nicht, weil die 
Menschen „zu korrupt“ 

oder „zu gierig“ dafür 
sind, sondern weil nicht-
profitorientierte Inseln 
im kapitalistischen Meer 
nicht dauerhaft überleben 
können. 

Dafür gibt es einige Gründe:� 
Der Bedarf nach Startka-
pital steigt mit dem tech-
nischen Fortschritt. Ge-
nossenschaften sind daher 
aufgrund des beschränk-
ten Zuganges zu Kapital 
(das sich idealerweise aus 
den Beiträgen der Mit-
glieder zusammensetzt, 
um sich nicht von Ban-
ken abhängig zu machen) 
auf Klein- und Mittelbe-
triebe beschränkt. Das 
kann sich ändern, wie das 
Beispiel Konsum zeigte. 
Doch beim Konsum än-
derte sich auch das Ziel: 
die Vergünstigungen für 
Mitglieder wurden aus 
wirtschaftlichen Grün-
den gekürzt, die Arbeits-
bedingungen waren al-
les andere als vorbildlich, 
Mitbestimmung kaum 
existent und wurde weiter 
beschnitten. 

Um Konkurrenzfähig 
zu bleiben, braucht es ei-
ne gewisse Flexibilität bei 
den Arbeitskräften. Sind 
alle Beschäftigte gleich-
zeitig Mitglieder geht dies 
nur über Selbstausbeu-
tung bzw. Lohneinbußen. 
Werden aber Lohnarbeite-
rInnen angestellt, um die 
Flexibilität zu schaffen, ist 

der Gleichheitsgrundsatz 
dahin. Die ökonomische 
Notwendigkeit führt auch 
zur Herausbildung eines 
bürokratischen Apparates 
von ExpertInnen, die so-
ziale Eigeninteressen ent-
wickeln. Die ArbeiterIn-
nenselbstverwaltung gibt 
es dann nur mehr auf dem 
Papier. Damit ist auch der 
„erzieherische Faktor“, 
der den Genossenschaften 
zugeschrieben wurde, da-
hin.

Mit Fortschreiten der 
Krise werden die Vor-
schläge für genossen-
schaftliche Konzepte zu-
nehmen. Sahra Wagen-
knecht gehört ebenso da-
zu wie Hugo Chavez. In 
Österreich sind Christian 
Felber, Attac und die De-
mokratische Bank Pro-
ponentInnen dieser Idee. 
Sie stellen Versuche dar, 
einen Kapitalismus mit 
menschlichem Antlitz zu 
schaffen und gehen nicht 
an die Wurzel des Prob-
lems. Der Kapitalismus 
ist seiner Natur nach pro-
fitorientiert, unmensch-
lich, ausbeuterisch und 
führt zu Krisen. Genos-
senschaften können für 
eine zeitlich beschränk-
te Periode und für eine 
kleine Gruppe bessere Be-
dingungen schaffen, am 
Grundproblem lösen sie 
aber nichts.

Sonja Grusch

Genossenschaften sind eine „kleine sozialistische  
Produktion bei kapitalistischem Austausch“ (Luxemburg)
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Sonntag, 1900 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP-Jugendgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Amerlinghaus’ 
7., Stiftgasse 8 
U2/U3 Volkstheater; Linie 49

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
Linie 31; Linie 5A

SLP-Unigruppe 
jeweils Donnerstag, 1930 Uhr 
im ‘Café Daun’, Hinterzimmer 
8., Skodagasse 25 
Linie 43, Linie 44; Linie 13A

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im ‘Gasthaus Zypresse’ 
7., Westbahnstraße 35A 
U6 Burggasse; Linie 5

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Nein zu polizeistaatli-
chen Methoden und pri-
vaten Sicherheitsdiens-
ten, die nur die Interessen 
des Kapitals schützen. 
Statt auf Überwachungs-
staat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Si-

cherheit. Keine Koopera-
tion & kein Beitritt zu ei-
nem Militärbündnis.

In den letzten Jahren ha-
ben wir ein Zunehmen 
staatlicher Repression er-
lebt, wie z.B. die versuchte 
Kriminalisierung von De-
monstrantInnen bei den 
WKR-Protesten der letzten 
Jahre. Jüngster Höhepunkt 
sind die Verbote der Block-
upy-Proteste in Frankfurt. 
Es ist kein Zufall, dass in 
Krisenzeiten die staatli-

che Repression zunimmt. 
Denn Aufgabe des bürger-
lichen Staates (also Polizei 
und Armee) ist es, das Ka-
pital zu schützen, nach au-
ßen wie nach innen. Mili-
tärbündnisse wie die NATO 
schaffen keinen Frieden, 

sondern setzen die wirt-
schaftlichen Interessen der 
einen herrschenden Klas-
se gegen eine andere um. 
In Krisenzeiten haben die 
Herrschenden (zu Recht) 
Angst vor der Zunahme von 
Massenprotesten. Denn sie 
machen es schwieriger für 
die Herrschenden, ihre Po-
litik umzusetzen. Selbst 
die beschränkte bürgerli-
che Demokratie wird ih-
nen zunehmend ein Dorn 
im Auge. In Griechenland 

gab es in den letzten zwei 
Jahren 15 Generalstreiks. 
Jene Parteien, die für den 
Sparkurs stehen, verlie-
ren. Wenn sich in Grie-
chenland bei den Neuwah-
len die Linke durchsetzt, 
ist nicht auszuschließen, 

dass die herrschende Klas-
se in Griechenland oder 
Europa versucht, eine sol-
che Regierung zu stürzen 
und durch eine andere zu 
ersetzen, die ihren Willen 
direkter umsetzt. Das Mi-
litär kann dabei eine zent-
rale Rolle spielen. Das kann 
nur verhindert werden, in-
dem sich die ArbeiterIn-
nenklasse darauf vorberei-
tet, mit dem Kapitalismus 
und seinen Institutionen zu 
brechen.

SLP-Programm genau erklärt:

Nein zu Überwachungs- und Polizeistaat. 
Kein Beitritt zu einem Militärbündnis. 

„Genosse,� du hast ja kom-
munistisches Gedanken-
gut – schleich di“ - mit 
diesen Worten wurde 
mein Vater in den 1960ern 
aus der heutigen Gewerk-
schaft Bau/Holz ausge-
schlossen. Zivilcoura-
ge, die Ideale von Freiheit 
und Gleichheit, Gerech-
tigkeitssinn, eine gehö-
rige Portion Ungehorsam 
- das hat er mir mitge-
geben. Seit Löschnak, 
Schlögl und erst recht seit 
Schwarz-Blau spürte ich, 

dass ich selbst etwas tun 
musste. Trotzdem wollte 
ich mir bewusst die Frei-
heit bewahren, keiner po-
litischen Partei anzugehö-
ren.

Sozialabbau, aufgehende 
Einkommensschere, Pre-
karisierung, Rechtsruck, 
Sparpaket, Neoliberalis-
mus, Fremdenfeindlich-
keit, Hinwendung zum Po-
lizei- und Überwachungs-
staat in allen Parlaments-
fraktionen – das alles hat 
mir schließlich gezeigt, 

dass Agitation im persön-
lichen Umfeld, Postings in 
Zeitungsforen, Solo-Ak-
tionen, mitlaufen bei De-
mos nicht mehr alles sein 
kann. Ein paar Besuche bei 
Treffen der SLP haben mir 
klar gemacht: das ist meine 
Partei. Programm, Men-
schen, Diskussionskultur, 
aktiver Kampf – passt. Und 
jetzt sag ich: Vorwärts, Ge-
nossInnen, ich freu mich 
dabei zu sein.

Peter Gründler,  
Übersetzer, Jahrgang 1959

Alleine kämpfen ist zu wenig!

Die Verbürgerlichung� der 
SPÖ, der Aufstieg der FPÖ 
und die Wirtschaftskri-
se sind nur drei Gründe, 
warum der Aufbau einer 
neuen Partei für Arbeite-
rInnen und Jugendliche 
so wichtig ist. Auf 36 Sei-
ten geht es auch um in-
ternationale Beispiele im 
Neuformierungsprozess, 
über Erfolge und Fehler. 
Schwerpunkt ist hierbei 
eine Bilanz von fünf Jah-
ren „Die Linke“. Wo lie-
gen in Österreich die An-
satzpunkte für eine solche 

neue Partei und welche 
Rolle haben die Gewerk-
schaften in diesem Pro-
zess? Und welches Pro-
gramm braucht eine sol-
che Partei gerade in Zeiten 
der Krise? Eine spannen-
de Debatte – gerade An-
gesichts von Korruptions-
skandalen und Wahlerfol-
gen der Piraten. 

Jetzt bestellen:� € 5,- inkl. 
Versand einzahlen auf  
PSK 8812.733 (BLZ: 60.000)

Jetzt neue SLP-Broschüre bestellen: 
Für eine Partei für ArbeiterInnen und Jugend

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at
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Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Im Zuge der Angriffe� auf das AUA-Personal wird in den 
bürgerlichen Medien massiv gegen „privilegierte Pilo-
tInnen“ etc. gehetzt. Die SLP entlarvte diese „Teile-und-
herrsche“-Politik von Anfang an als Vorbereitung für 
breitere Angriffe. Das neue linke Onlinemedium „Ne-
wAustria“ berichtete über unseren  Standpunkt gleich in 
seiner 1. Ausgabe.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Mehr auf Seite 11

In Griechenland (Syriza)� und 
Frankreich (Linksfront) 
gewannen bei den Wah-
len Organisationen, die 
den Sparkurs ablehnen. 
In Österreich ist die Kri-
se noch nicht so akut wie 
in Griechenland – aber 
auch bei uns ist eine Par-
tei nötig, die den Spar
zwang verweigert. Keine 

einzige Parlamentspar-
tei ist grundsätzlich gegen 
Kürzungen bei Arbeitneh-
merInnen. 

Alle vertreten� die Inter-
essen der Unternehmen - 
auch wenn die FPÖ gerne 
das Gegenteil behauptet 
und die Grünen hin und 
wieder links blinken. Mit 

der Krise des Establish-
ments und v.a. der ÖVP 
gibt es eine Reihe neuer 
Initiativen, die Korrupti-
on anprangern und Demo-
kratie ins Zentrum stellen, 
wie z.B. die Piraten. 

Allerdings stellt keine� dieser 
Initiativen soziale Fragen 
nach Jobs, Bildungs- und 

Gesundheitswesen oder 
Mindestlohn nach vorne - 
oder lehnt zumindest of-
fensiv das aktuelle Spar-
paket ab. 

Wir brauchen eine Partei,� die 
konsequent die Interessen 
der ArbeitnehmerInnen 
vertritt und echte Antwor-
ten auf die kapitalistische 

Krise gibt: Nichtbezahlung 
der Schulden, Nein zum 
Sparkurs, Investitionen in 
Soziales, Gesundheit und 
Bildung sowie Verstaatli-
chung des Bankensektors 
und der Schlüsselindust-
rie unter demokratischer 
Kontrolle der Arbeitneh-
merInnen!

Laura Rafetseder
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Linke 
Alternative 
aufbauen
Griechenland und Frankreich zeigen‘s 
vor: Eine Partei, die den Sparzwang 
ablehnt, ist dringend nötig!

Bleiberecht für Amina & Yaya erkämpfen!




